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Kosten gerecht 
verteilen

Die CO2-Kosten sollen zwischen Mieter 
und Vermieter gerechter geteilt werden.

Ein guter  
Rat

Im Mittelstand könnte die Digitalisierung 
des Personalwesens schon weiter sein. 

Bedauerlicher 
Mittelweg

Jahreshauptversammlungen können nun 
remote oder in Präsenz stattfinden.  
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Wussten Sie schon?

 in Zahlen

Editorial

KERSTIN PUTSCHKE
Chefredakteurin DATEV magazin
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Mit dem Jahreswechsel hat sich einiges geändert. Der 
Bundestag hat zahlreiche Steueränderungen verab-

schiedet. Unter anderem könnten Erbschaft-, Schenkung- 
und Grunderwerbsteuer höher ausfallen. Das betrifft auch 
das Familien- und Erbrecht. Wer seinen Nachlass nicht 
überlegt regelt, verursacht – wenn auch ungewollt – mög-
licherweise langjährige Streitigkeiten unter den Erben. 
Auch wir haben etwas verändert. Wir stellen nun in jeder 
Ausgabe ein Mitglied mit seiner Kanzlei vor und starten in 
der neuen Rubrik Unter UNS mit Marina Eibl. Sie sind 
auch eine oder einer von uns? Melden Sie sich gerne.  ●

Ein gutes neues Jahr ...

Auf dem DATEV-Marktplatz finden Sie je nach Branche, 
Funktion oder eingesetzter DATEV-Software ergänzende 
Lösungen von DATEV-Software-Kooperationspartnern. 

www.datev.de/marktplatz

DATEV-Marktplatz

Tipps im Umgang mit DATEV-Programmen zentral 
gesammelt und ständig aktualisiert inklusive Links auf 

Hilfedateien unter 
www.datev.de/tipps

Programmtipps
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14 Millionen
Arbeitnehmer werden monatlich  

mit DATEV-Payroll Software abgerechnet.

1,2 Millionen 
digitale Übermittlungen gingen 2021  

an die Finanzverwaltung.

52 Millionen
Belege sind 2021 digital eingereicht worden.

2,84 Milliarden
Belege sind bei DATEV digital gespeichert.

16,5 Millionen
Jahressteuererklärungen für 2021 sind elektronisch 

übermittelt worden.
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Wir unterstützen Sie mit Informationsmaterialien und 
Veranstaltungen bei der Einführung des besonderen 

elektronischen Steuerberaterpostfachs. 
www.datev.de/best

Unterstützungsangebote  
zur beSt-Einführung

https://www.datev.de/marktplatz
https://www.datev.de/tipps
https://www.datev.de/best
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	 Perspektiven

�(Fast) nichts bleibt, wie es ist 
Die erste Zeit im Jahr gibt uns Gelegenheit, uns neu 
aufzustellen und uns mit dem zu befassen, was uns im 
neuen Jahr erwartet. Auch 2023 kommen wieder 
zahlreiche Änderungen auf den Berufsstand zu. 

	 Praxis

�Entscheidender Impuls aus Brüssel 
Eine Reform ermöglicht es Unternehmen, 
grenzüberschreitende Verschmelzungs- oder 
Spaltungsvorgänge und auch Sitzverlegungen 
rechtssicher und einfacher anzustoßen. 

�Mit Weitblick agieren 
Bei der Regelung der eigenen Nachfolge sollte man 
unbedingt den Gesellschaftsvertrag berücksichtigen.

�Risiken bewusst minimieren 
Bei Ruhestandsplanungen sollten Pflichtteils- oder 
Pflichtteilsergänzungsansprüche bedacht werden. 

�Die Pattsituation beenden 
Oft wird der langjährige Streit unter Erben erst durch den 
Verkauf eines Erbanteils eines Erbberechtigten beendet.

�Den Einsatz vergüten 
Wer die Pflege eines nahen Angehörigen über Jahre 
hinweg übernimmt, sollte dafür auch belohnt werden.

�Rückenwind für Enterbte 
Pflichtteilsberechtigte können ihre Ansprüche auch über 
Dienstleistungen im Internet geltend machen.

   Familien- und Erbrecht
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Titelthema
Wirtschaftsprüfung – 

aktuelle Herausforderungen
Ob es um die Ausweitung der Nachhaltigkeits

berichterstattung oder um neue Standards zur Prüfung im 

internationalen Kontext geht, die Wirtschaftsprüfer stehen vor 

großen Herausforderungen.

AUSGABE  
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VORSCHAU

�Kosten gerecht verteilen 
Mit neuen lenkenden 
Vorschriften will der 
Gesetzgeber einen 
Ausgleich zwischen 
Mieter und 
Vermieter bei der 
Aufteilung der 
CO₂-Kosten erreichen.

���Bedauerlicher Mittelweg 
Der Gesetzgeber ermöglicht, Jahreshauptversamm
lungen virtuell oder in Form einer Präsenzveran
staltung durchzuführen. Das ist leider nur ein 
Kompromiss. 

�Digitalisierung bedarf der Ausdauer 
Abhängig von Größe und internationaler 

Ausrichtung der Unternehmen ist die 
Digitalisierung im Arbeitsrecht 
unterschiedlich weit fortgeschritten. 

	 Produkte & Services

�Besser erreichbar 
Die Steuerberatungskanzlei Fix Partnerschaft mbB 
Steuerberatungsgesellschaft setzt in der Kommunikation 
mit ihren Mandanten auf digitales Werkzeug. 

	 Impressum

�Eigene Server kaufen oder besser  
die IT outsourcen? 
Viele Unternehmen und Kanzleien müssen in nächster 
Zeit prüfen, ob sie in neue Server investieren müssen. 
IT-Outsourcing bietet sich als Alternative an. 
 
Drei Monate kostenfrei 
Als Neuanwender können Sie die 
digitalen Verlagsmedien jetzt für drei 
Monate kostenfrei in vollem Umfang 
nutzen.

�Bye-bye gelber Zettel 
Seit 1. Januar 2023 müssen die 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
gesetzlich versicherter Arbeitnehmer elektronisch von 
den Ärzten bei den Krankenkassen eingereicht werden.

	 Kanzleimanagement
�

�Ein guter Rat 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer und Rechtsanwälte, 
die ihre Kanzleien strategisch weiterentwickeln  
oder digitalisieren wollen, finden in DATEV einen 
Sparringspartner. 

�KLARTEXT  
Generation C (2020 –2035) –  

Covid, Crisis, Chaos …? 
Was können wir tun für die Generation 
C? Damit sind (Klein-)Kinder gemeint 
– kurz vor Corona und in den 
nächsten Jahren geboren –, die die 

Einflüsse der Corona-Auswirkungen zu 
spüren bekommen.

	 Unter UNS

�Visionäre Unternehmerin 
Besuch bei der Steuerberaterin 

Marina Eibl in Berlin. Die 
Digitalisierung war der 

Schlüssel zum 
beeindruckenden 
Wachstum ihrer Kanzlei.
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Bei uns ist Silvester und Neujahr die Zeit der guten Vorsätze, des „Jetzt 
soll alles anders werden“. Wenn man aber in die Geschichte schaut, 

ist der Februar der besondere Monat im Jahr – und das nicht, weil er der 
einzige Monat ist, der regelmäßig einen Tag geschenkt bekommt. Der 
heutige zweite Monat des Jahres ist traditionell der Monat des Kehraus, 
der Reinigung. Das besagt schon sein Name, der seinen Ursprung im 
Lateinischen hat und vom römischen Reinheitsritual inspiriert wurde. 
Denn der Februar war im alten römischen Kalender der letzte Monat 
des Jahres – und damit die beste Zeit zum Aufräumen. 
Auch ich möchte dies zum Anlass nehmen, mit Ihnen einige Gedanken zum 
Kehraus zu teilen. Die Zäsur des neu beginnenden Jahres lädt dazu ein, sich neu 
zu sortieren. Auch auf Gesetzesebene tut sich vieles, was auf uns als Berufsstand, 
als Unternehmerinnen und Unternehmer und als Privatpersonen Auswirkungen hat. 
Einiges ändert sich, manches wird gestrichen, anderes neu eingeführt. 

Viel drin im Jahressteuergesetz 

Alle Jahre wieder werden noch ausstehende Änderungen im Steuerrecht in einem 
einzigen Gesetz zusammengefasst. Auch das Jahressteuergesetz 2022 enthielt ein 
zusammengeschnürtes großes Paket mit Regelungen quer durch viele Bereiche 
des Steuerrechts, die in diesem Jahr bereits unmittelbar Wirkung entfalten. Einige 
von ihnen bringen Steuererleichterungen mit sich, andere führen zu Mehrbelas-
tungen bei den Steuerpflichtigen. 
Beginnen wir mit den guten Nachrichten – und damit, dass die Finanzverwaltung 
der neuen Form des Arbeitens Rechnung trägt, die sich in der jüngsten Vergan-
genheit fast zur Routine entwickelt hat. Schließlich wechseln immer mehr 
Arbeitnehmer zwischen dem Schreibtisch im Unternehmen und dem mobilen 
Arbeiten daheim oder unterwegs hin und her. Die Kosten dafür können sie in un-
terschiedlicher Art und Weise steuerlich geltend machen – und zwar ab 2023 in 
größerem Ausmaß als zuvor. So wird die Homeoffice-Pauschale, die während der 

(Fast) nichts 
bleibt, wie  

es ist
Steueränderungen | Die erste Zeit im Jahr gibt uns Gelegenheit, 

uns neu aufzustellen und uns mit dem zu befassen, was uns 
im neuen Jahr erwartet. Auch 2023 kommen wieder zahlreiche 

Änderungen auf den Berufsstand zu. 
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Corona-Pandemie eingeführt wurde, entfristet. Außerdem 
wird die Pauschale, die für bis zu 210 Tage im Jahr in An-
spruch genommen werden kann, auf sechs Euro pro Tag er-
höht. 

Trend zum Homeoffice steuerlich anerkannt

Auch beim häuslichen Arbeitszimmer tut sich etwas. Auf-
wendungen dafür werden – soweit der Mittelpunkt der Tä-
tigkeit im Arbeitszimmer liegt – künftig auch dann aner-
kannt, wenn für die betriebliche oder berufliche Tätigkeit ein 
anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Betroffene können 
hier auch einen pauschalen Abzug in Höhe von 1.260 Euro 
pro Jahr wählen. 

Darüber hinaus steigen viele andere Pauschbeträge, ins-
besondere die sogenannte Werbungskostenpauschale 
(1.230 Euro), der Sparer-Pauschbetrag (1.000 Euro), der 
Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (4.260 Euro) 
und der Ausbildungsfreibetrag für volljährige Kinder 
(1.200 Euro). 

Regenerative Energien  
steuerlich im Fokus

Auch in puncto Energiewende hält das Jahressteuerge-
setz interessante Änderungen bereit: Betreiber kleine-
rer Fotovoltaikanlagen werden weitgehend steuerlich 
entlastet – das betrifft sowohl die Einkommensteuer als 
auch die Umsatzsteuer. Die Steuererleichterungen grei-

fen für Anlagen auf Einfamilienhäusern genauso wie für 
Anlagen auf Gewerbeimmobilien. Diese Neuregelungen 

dürften den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energie be-
schleunigen. Zumindest aber sollen steuerliche Pflichten und 
bürokratische Hürden der Entscheidung für eine Fotovoltaik-
anlage nicht mehr im Weg stehen. 
Für Unruhe hat dagegen die ebenfalls im Jahressteuergesetz 
enthaltene Anpassung der Immobilienwert-Ermittlungsver-
ordnung gesorgt. Hierdurch könnte sich für viele Betroffene 
die Erbschaft- und Schenkungsteuerlast erhöhen. Denn 
durch die überarbeitete Verordnung wird zwar nicht die Erb-
schaft- und Schenkungsteuer selbst angehoben, aber wie der 
Wert einer Immobilie geschätzt wird, verändert sich. Zahlrei-
che Grundstücke und Wohnungen dürften nach der Ände-
rung mehr wert sein, wodurch auch höhere Steuern fällig 
werden – soweit die Steuerfreibeträge nicht steigen. Bran-
chenexperten gehen demnach von einer um 20 bis 30 Pro-
zent erhöhten Steuerlast aus, bei gewerblich oder teilge-
werblich genutzten Immobilien rechnen sie sogar mit einer 
Steigerung von 50 Prozent. Wenn Sie sich in diese und weite-
re Aspekte des Erbrechts vertiefen wollen, empfehle ich Ih-
nen die Lektüre unseres Titelthemas dieser Ausgabe. 

Noch mehr digital statt analog

Was mich persönlich bei dem Blick auf die zahlreichen Ände-
rungen im Jahr 2023 wiederum besonders freut, ist, dass er-
neut einige Schritte in Richtung mehr Digitalisierung gegan-
gen werden. Das elektronische Meldeverfahren BEA für 
Arbeitsbescheinigungen, EU-Arbeitsbescheinigungen und 
Nebeneinkommensbescheinigungen wird verpflichtend. 
Und: Der sogenannte gelbe Schein wird digital. Wegen der 
Corona-Pandemie bereits zwei Mal verschoben, ist nun die 
elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) seit 
dem 1. Januar 2023 Pflicht. Die neue Regelung gilt für ge-
setzlich versicherte Arbeitnehmer. Sie melden sich im Be-
darfsfall krank, müssen den Nachweis dafür aber nicht mehr 
selbst vorlegen. Diesen ruft der Arbeitgeber bei der Kranken-
kasse ab. Privatversicherte sind nicht von der eAU betroffen. 
Hier dürfte auf unseren Berufsstand Beratungsbedarf in der 
Mandantschaft zukommen. Denn so manches Unternehmen 
ist noch nicht optimal vorbereitet auf die Umstellung. Man-
che wissen auch nicht, wie die Regelung in der Praxis genau 
umgesetzt werden soll. Dabei ist es sicherlich erforderlich, 
genau hinzuschauen, um die Prozesse frühzeitig anzupas-
sen. Damit Sie bestens für Beratung und Umsetzung gerüstet 
sind, haben wir selbstverständlich nicht nur die DATEV-
Lösungen entsprechend angepasst, sondern auch Bera-
tungsangebote und Seminarreihen aufgelegt. So sind Sie im-
mer auf dem neuesten Stand. 
Denn eines ist sicher. Auch im nächsten Jahr wird sich wie-
der einiges ändern. Übrigens auch im Februar. Denn das 
Jahr 2024 ist ein Schaltjahr – und wir haben damit einen 
Tag länger Zeit, um den historischen Reinigungsmonat 
zum Kehraus zu nutzen.  ●

PROF. DR. ROBERT MAYR

Nürnberg, im Dezember 2022

FOLGEN SIE MIR AUF …

 

Twitter: twitter.com/Dr_Robert_Mayr 

LinkedIn: www.linkedin.com/in/prof-dr-robert-mayr

sowie

http://twitter.com/Dr_Robert_Mayr
http://www.linkedin.com/in/prof-dr-robert-mayr
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Auch eine Unternehmerin oder ein Unternehmer kann 
eine letztwillige Verfügung in den Formen errichten, 

die jeder anderen Person zur Verfügung stehen. Es ist daher 
möglich, sowohl ein Testament als auch einen Erbvertrag zu 
erstellen. 
Jedoch sollte der Unternehmer in jedem Fall vorher den Ge-
sellschaftsvertrag prüfen, ob die von ihm gewünschte Ver-
erbung der Beteiligung auch gesellschaftsvertraglich zuläs-
sig ist. 

Liquiditätsbelastungen vermeiden

Das Unternehmertestament soll nicht nur den Vermögensüber-
gang regeln, sondern den Nachfolger auch vor Liquiditätsbelas-
tungen schützen, die das Unternehmen in seiner Existenz be-
drohen könnten. Derartige Belastungen können nicht allein 

Mit Weitblick agieren
Das Unternehmertestament | Bei der Regelung der eigenen Nachfolge gilt es vor allem, 

die Führungsfrage zu klären und Liquiditätsbelastungen klein zu halten. Die letztwillige 
Verfügung muss jedoch unbedingt mit dem Gesellschaftsvertrag abgestimmt werden. 

Dr. Markus Schuhmann
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durch den Anfall von Erbschaftsteuer, sondern auch aufgrund 
von Pflichtteils- und Pflichtteilsergänzungsansprüchen entste-
hen, wenn das Unternehmen auf nur einen von mehreren 
pflichtteilsberechtigten Abkömmlingen übergehen soll. Nicht 
zu unterschätzen ist daher die Situation, in der das Unterneh-
men, aber auch der Unternehmensnachfolger aufgrund von 
Pflichtteilsansprüchen oder im Testament zugewandten Ver-
mächtnissen, die der Versorgung weichender Erben dienen, in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten, die in letzter Konsequenz 
die Überlebensfähigkeit des Unternehmens gefährden. 



09  

Titelthema Familien- und Erbrecht

02 / 23



Titelthema Familien- und Erbrecht

DATEV magazin 10

Führungsfrage klären 

Das wichtigste Regelungsziel in einem Unternehmertesta-
ment ist jedoch, einen Nachfolger aus dem Kreis der nach-
folgeberechtigten Personen (Abgleich mit Gesellschaftsver-
trag) zu bestimmen, und damit die Füh-
rungsfrage zu lösen. Die Unternehmens-
nachfolge soll einfach, eindeutig und 
wirksam geregelt werden, um jeden spä-
teren Streit zu vermeiden, wer nach dem 
Tod des Erblassers in die Unternehmer-
stellung eingerückt ist. Sind laut Gesell-
schaftsvertrag beispielsweise nur leibli-
che Abkömmlinge nachfolgeberechtigt, 
kann der Unternehmer festlegen, ob alle 
seine Kinder oder nur einzelne seine 
Nachfolge antreten sollen. Damit das Un-
ternehmen möglichst schnell wieder 
handlungsfähig ist, sollte der Nachfolger nach dem Erbfall 
so schnell wie möglich feststehen. 

Testamentsvollstreckung

Probleme können dann entstehen, wenn die Kinder des Erb-
lassers noch minderjährig sind. Hier wäre die Anordnung 
einer Dauertestamentsvollstreckung sinnvoll. Der Unter-
nehmer kann in seinem Testament eine Person zum Testa-
mentsvollstrecker bestimmen, die er fachlich für geeignet 
hält, die Beteiligungen der Kinder bis zu deren Volljährig-
keit zu verwalten.

Vermächtnisse

Erben, die die Nachfolge nicht antreten sollen, kann man 
anderweitig bedenken, etwa durch entsprechende Ver-
mächtnisse. Das Vermächtnis, zum Beispiel die Übertra-
gung einer Immobilie, wählt man so, dass es den Wert des 
Pflichtteilsanspruchs leicht übersteigt. Auf diese Weise 
macht man die Ausschlagung der Erbschaft und die Gel-
tendmachung des Pflichtteils unattraktiv.

Den Wunschnachfolger durchsetzen

Um seinen Wunschkandidaten im Testament zu berücksich-
tigen, muss der Unternehmer zunächst einen Blick in den 
Gesellschaftsvertrag werfen und prüfen, ob die Beteiligung 
überhaupt vererblich ist (sogenannte Fortsetzungsklausel); 
falls ja, ist weiter zu prüfen, ob der Kreis der nachfolgebe-
rechtigten Erben eingeschränkt ist. Die Regelungen des Ge-
sellschaftsvertrags gehen den erbrechtlichen Wirkungen 
vor. Trifft der Unternehmer also eine Regelung, die im Wi-
derspruch zum Gesellschaftsvertrag steht, ist diese im Zwei-
fel unwirksam. In den Nachlass fällt dann nur noch ein et-

waiger Abfindungsanspruch. Enthält der Gesellschaftsver-
trag eine rechtsgeschäftliche Nachfolge- oder Eintrittsklau-
sel, so vollzieht sich die Unternehmensnachfolge im 
Rahmen einer Vereinbarung der Gesellschafter mit dem de-
signierten Nachfolger. Das Testament muss also keine Re-

gelung enthalten. Sofern der Gesell-
schaftsvertrag aber eine erbrechtliche 
Nachfolgeklausel enthält, kommt dem 
Unternehmertestament entscheidende 
Bedeutung zu, da der Unternehmer sei-
nen Nachfolger im Testament bestimmen 
kann. Letzterer übernimmt dann im Wege 
der Sonderrechtsnachfolge die Beteili-
gung des verstorbenen Gesellschafters.

Unternehmertestament 
aktualisieren

Sobald sich die äußeren Umstände ändern, sollte das Unter-
nehmertestament angepasst werden. Ein starrer Überprü-
fungsturnus ist hier nicht zwingend notwendig. Es bietet 
sich aber an, die familiären Verhältnisse und die Entwick-
lungen im Unternehmen im Blick zu behalten. Sowohl für 
den Unternehmer selbst als auch für das Unternehmen sind 
Flexibilität und das Reagieren auf veränderte Umstände 
sehr entscheidend. Alle zehn Jahre, insbesondere nach poli-
tischen Regierungswechseln, sollte man sich sein Testa-
ment noch einmal ansehen und auf Aktualität und Richtig-
keit hin überprüfen.

Fazit

Ein Unternehmertestament und der Gesellschaftsvertrag 
müssen immer aufeinander abgestimmt sein. Im Ergebnis 
führt daher kein Weg daran vorbei, den Gesellschaftsver-
trag zu berücksichtigen, wenn man als Unternehmer eine 
testamentarische Verfügung treffen will.  ●

DR. MARKUS SCHUHMANN

Fachanwalt für Erb-, Gesellschafts- und Steuerrecht sowie 

Gründer und Geschäftsführer der SCHUHMANN Rechtsanwalts

gesellschaft mbH – Kanzlei für Erbrecht, Steuerrecht sowie 

Handels- und Gesellschaftsrecht in München

MEHR DAZU 
Kompaktwissen Beratungspraxis: „Unternehmertestamente 
richtig gestalten“, 4. Auflage, www.datev.de/shop/35748

Mandanten-Info-Broschüre: „Erben und Schenken“,  
www.datev.de/shop/32460

Trifft der Unter-
nehmer also eine 
Regelung, die im 
Widerspruch zum 

Gesellschaftsvertrag 
steht, ist diese im 

Zweifel unwirksam.

https://www.datev.de/shop/35748
https://www.datev.de/shop/32460
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Risiken bewusst 
minimieren

Unternehmensnachfolge | Plant ein Firmeninhaber seinen Ruhestand, sollte er auch 
über Regelungen zu Pflichtteils- oder Pflichtteilsergänzungsansprüchen nachdenken.  

Tut er das nicht, kann sein Lebenswerk in Gefahr geraten.
Katharina Comanns
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In der Beratungspraxis stellt sich häufig die Situation, dass 
eine Unternehmerin oder ein Unternehmer die eigene 

Nachfolge regeln möchte, sei es durch eine letztwillige Ver-
fügung oder bereits zu Lebzeiten. Neben der Ausgestaltung 
der eigentlichen Unternehmensnachfolge ist es dabei drin-
gend geboten, mögliche Pflichtteils- oder Pflichtteilsergän-
zungsansprüche insbesondere von Ehegatten oder Abkömm-
lingen im Blick zu haben. In der Regel wird bei einem ent-
sprechenden Hinweis auf diese drohende Gefahr ein Aus-

schluss, zumindest jedoch eine Reduzierung dieses Risikos 
gewünscht. Wie kann nun die Unternehmensnachfolge vor 
drohenden Pflichtteilsansprüchen oder Pflichtteilsergän-
zungsansprüchen soweit wie möglich gesichert werden?

Pflichtteilsverzicht

Den effektivsten und sichersten Schutz bietet ein Pflichtteils-
verzicht der pflichtteilsberechtigten Personen. Dieser kann 
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auch auf das Unternehmen oder die unternehmerischen Be-
teiligungen beschränkt werden. Der Pflichtteilsverzicht ist 
notariell zu beurkunden und verhindert im Todesfall, dass 
Pflichtteilsansprüche oder Pflichtteilsergänzungsansprüche 
überhaupt oder bezüglich des Unternehmens oder der unter-
nehmerischen Beteiligungen geltend gemacht werden kön-
nen. Zu beachten ist, dass Abkömmlinge immer auch für ihre 
Abkömmlinge den Pflichtteilsverzicht erklären, damit sich 
nicht durch Enkelkinder wieder dieselbe Problematik ergibt. 
Sind keine Abkömmlinge vorhanden, ist an einen Pflichtteils-
verzicht der Eltern zu denken. Eltern wären in diesem Fall 
nämlich pflichtteilsberechtigte Personen. Bei einem Ehegat-
ten ist es neben dem Pflichtteilsverzicht erforderlich, dass 
der Zugewinnausgleich für den Fall der Beendigung der Ehe 
durch den Tod ausgeschlossen wird, da der pflichtteilsbe-
rechtigte Ehegatte in bestimmten Konstel-
lationen neben dem kleinen Pflichtteil mit 
einer Quote von einem Achtel den konkre-
ten Zugewinn verlangen könnte. Andere 
Personen als Abkömmlinge, Eltern und 
Ehegatten sind nicht pflichtteilsberechtigt, 
sodass weitere Pflichtteilsverzichte, insbe-
sondere von Geschwistern, nicht einzuho-
len sind. Gerade pflichtteilsberechtigte 
Abkömmlinge werden einen Pflichtteils-
verzicht nur dann abgeben, wenn sie eine 
entsprechende Gegenleistung bekommen. Die Abgabe eines 
Pflichtteilsverzichts seitens der pflichtteilsberechtigten Per-
sonen ist freiwillig. Welche Möglichkeiten gibt es, den 
Pflichtteil zumindest zu reduzieren, wenn kein Pflichtteilsver-
zicht abgegeben wird?

Anrechnung des Pflichtteils

Eine Möglichkeit ist die Anordnung der Anrechnung lebzei-
tiger Zuwendungen auf den Pflichtteil. Sollte also ein 
pflichtteilsberechtigter Abkömmling beispielsweise zu Leb-
zeiten des Unternehmers eine Geldzuwendung von diesem 
erhalten, kann angeordnet werden, dass er sich den Wert 
der Zuwendung auf mögliche Pflichtteilsansprüche anrech-
nen lassen muss. Wichtig ist, dass die Anrechnungspflicht 
schriftlich vor oder bei der Zuwendung erfolgt. Nachträg-
lich ist dies nicht mehr möglich oder in einer Verfügung von 
Todes wegen nur mehr, wenn man sich die Anordnung der 
Anrechnung vor oder bei der Zuwendung vorbehalten hat. 
Auf diese Weise kann die Höhe des Pflichtteils reduziert 
werden.

Gesellschaftsvertragliche Regelungen

Zu denken wäre auch an eine Pflichtteilsreduzierung durch 
gesellschaftsrechtliche Abfindungsklauseln, die ein Abfin-
dungsguthaben unter dem tatsächlichen Wert der Beteili-

gung vorsehen. Derartige Klauseln in Gesellschaftsverträgen 
zur Beschränkung des Abfindungsguthabens sind grundsätz-
lich wirksam. Fraglich ist, ob diese auch bei der Wertberech-
nung im Rahmen der Ermittlung des Pflichtteilsanspruchs zu 
berücksichtigen sind. Dies ist höchstrichterlich noch nicht 
geklärt. In der Literatur werden die unterschiedlichsten Auf-
fassungen dazu vertreten. Was wohl nicht möglich sein dürf-
te, ist, dass der Wert von Unternehmensbeteiligungen gene-
rell mit dem Klauselwert anzusetzen ist. Der Bundesgerichts-
hof geht in einem solchen Fall davon aus, dass sich dies al-
lenfalls wertmindernd auswirkt. Zu unterscheiden davon ist 
eine Fortsetzungsklausel im Gesellschaftsvertrag dergestalt, 
dass nach dem Tod eines Gesellschafters dessen Anteil den 
übrigen Gesellschaftern entschädigungslos anwächst. Hier 
hat der Gesellschafter bereits zu Lebzeiten auf seinen Abfin-

dungsanspruch im Fall seines Todes ver-
zichtet. In diesem Fall kann man überle-
gen, ob dieser lebzeitige Verzicht auf den 
Abfindungsanspruch eine pflichtteilser-
gänzungspflichtige Schenkung ist. Dies ist 
jedoch nur dann der Fall, wenn der Abfin-
dungsausschluss nur für einzelne Gesell-
schafter vereinbart worden wäre oder zum 
Beispiel aufgrund eines großen Altersun-
terschieds oder einer schweren Erkran-
kung eines Gesellschafters kein ausgewo-

genes Risiko zwischen den Gesellschaftern bestünde, son-
dern vielmehr eine große Wahrscheinlichkeit, dass ein Ge-
sellschafter früher verstirbt. Vorgenanntes gilt ebenso, wenn 
bei einer Eintrittsklausel – im Gesellschaftsvertrag wird ei-
nem Dritten das Recht eingeräumt, beim Tod des Gesell-
schafters in die Gesellschaft als Gesellschafter einzutreten – 
der Abfindungsanspruch eingeschränkt oder ausgeschlossen 
wird. Besteht dagegen ein Abfindungsanspruch und wird die-
ser vom Erblasser einer Person zugewandt, fällt er in den 
Nachlass und wird bei der Berechnung des Pflichtteilsan-
spruchs berücksichtigt.

Nachfolgeklauseln 

Häufig werden einfache oder qualifizierte Nachfolgeklau-
seln in Gesellschaftsverträgen gewählt. Bei einer einfachen 
Nachfolgeklausel treten alle Erben entsprechend ihrer Erb-
quote in die Gesellschafterstellung des Erblassers ein. Da-
gegen rückt bei einer qualifizierten Nachfolgeklausel nur 
der Erbe oder Vermächtnisnehmer in die Gesellschafterstel-
lung ein, der die in der Klausel festgelegten Qualifikations-
merkmale erfüllt, zum Beispiel ein Abkömmling oder Mitge-
sellschafter ist, und zwar unabhängig von der ihm zugeteil-
ten Quote. Unabhängig davon, welche Klausel der Gesell-
schaftsvertrag enthält, fällt der Gesellschaftsanteil in den 
Nachlass und ist bei der Berechnung des Pflichtteils zu be-
rücksichtigen. Enthält der Gesellschaftsvertrag zusätzlich 
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eine abfindungsbeschränkende Klausel, ist umstritten, wel-
chen Einfluss dies auf die Wertberechnung im Rahmen der 
Ermittlung der Höhe des Pflichtteils hat. Eine höchstrichter-
liche Klärung steht noch aus.

Güterstand

Auch ein Wechsel des Güterstands kann den Pflichtteil eines 
Abkömmlings verringern. Sind die Ehegatten beispielsweise 
im Güterstand der Gütertrennung verheiratet und haben zwei 
Kinder, beträgt die Pflichtteilsquote für jedes Kind ein Sechs-
tel, während sich bei einer (modifizierten) Zugewinngemein-
schaft die Pflichtteilsquote auf ein Achtel beläuft. Der Wech-
sel von der Gütertrennung zur (modifizierten) Zugewinnge-
meinschaft reduziert also die Pflichtteilsquote. Die modifi-
zierte Zugewinngemeinschaft bedeutet, 
dass der Zugewinnausgleich gänzlich oder 
bestimmte Vermögenswerte, wie das Un-
ternehmen oder die unternehmerischen 
Beteiligungen, aus der Berechnung des 
Zugewinns ausgeschlossen werden.

Lebzeitige Zuwendung

Oftmals wird bereits eine lebzeitige Zu-
wendung von Unternehmensbeteiligun-
gen oder vom Unternehmen gewünscht. Soweit es sich hier 
um eine Schenkung handelt, kann dies jedoch Pflichtteilser-
gänzungsansprüche auslösen. Sollte die Übertragung in 
Form einer Ausstattung in Betracht kommen, kann damit 
ein Pflichtteilsergänzungsanspruch ausgeschlossen wer-
den, da dieser nur bei einer Schenkung entsteht. Eine Aus-
stattung liegt dann vor, wenn Eltern ihrem Kind einen Ver-
mögensgegenstand mit Rücksicht auf seine Verheiratung 
oder auf die Erlangung einer selbstständigen Lebensstel-
lung übertragen. In diesem Fall gilt die Zuwendung inso-
weit nicht als Schenkung, als diese Ausstattung das den 
Vermögensverhältnissen des zuwendenden Elternteils ent-
sprechende Maß nicht übersteigt. Eine Ausstattung ist aller-
dings oft bei der Berechnung des Pflichtteils im Rahmen ei-
ner diesen erhöhenden Ausgleichung zu berücksichtigen. 
Die Vereinbarung von vom Übernehmer zu erbringenden 
Gegenleistungen kann ebenfalls den Pflichtteil verringern, 
da der Pflichtteilsergänzungsanspruch nur bei Schenkun-
gen besteht. Bei einer gemischten Schenkung ist dies also 
nur bei einem überschießenden Wert der Unternehmensbe-
teiligung oder des Unternehmens der Fall, der nicht durch 
eine Gegenleistung gedeckt ist. Ist die Zuwendung dennoch 
eine Schenkung, ist die Abschmelzung innerhalb der Zehn-
jahresfrist zu beachten. Pro Jahr, das seit der Schenkung bis 
zum Todesfall vergangen ist, ist der Wert der Zuwendung 
bei Berechnung des Pflichtteilsergänzungsanspruchs um 
ein Zehntel zu reduzieren. Nach Ablauf von zehn Jahren seit 

der Schenkung ist diese dann zur Berechnung des Pflicht-
teilsanspruchs gar nicht mehr dem Nachlass zuzurechnen. 
Gerade wenn Unternehmer in noch keinem zu hohen Alter 
die Unternehmensnachfolge angehen wollen, ist dies in die 
Überlegungen einzubeziehen. Wichtig ist jedoch, dass der 
Lauf der Zehnjahresfrist mit der Schenkung auch tatsäch-
lich ausgelöst wird. Dies ist nicht der Fall, wenn die Zuwen-
dung an einen Ehegatten oder an einen Dritten – oftmals 
Abkömmlinge – erfolgt, aber der Übergeber in letzterem 
Fall den Vermögensgegenstand nur rechtlich, aber nicht 
wirtschaftlich aus der Hand gegeben hat, weil er sich bei-
spielsweise den Nießbrauch daran vorbehalten hat. Oftmals 
werden bei einer lebzeitigen Zuwendung Rückforderungs-
rechte für den Übergeber vereinbart, zum Beispiel für den 
Fall, dass der Übernehmer vorverstirbt. Hier kommt es auf 

die genaue Ausgestaltung an, ob die 
Zehnjahresfrist zu laufen beginnt oder 
nicht.

Ergebnis

Zusammenfassend schützt ein Pflicht-
teilsverzicht der pflichtteilsberechtigten 
Personen am effektivsten und sichersten 
die Unternehmensnachfolge in Bezug auf 
Pflichtteilsansprüche oder Pflichtteilser-

gänzungsansprüche. Die weiteren dargestellten Mittel sind 
lediglich Möglichkeiten, den Pflichtteilsanspruch oder 
Pflichtteilsergänzungsanspruch zu reduzieren, ausge-
schlossen werden kann er hierdurch nicht. In der Bera-
tungspraxis ist gemeinsam mit dem Mandanten zu ent-
scheiden, welche Wege hier eingeschlagen werden können 
und sollen.  ●

KATHARINA COMANNS

Rechtsanwältin bei ECOVIS L+C Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

Regensburg

MEHR DAZU 
Die Lösung unseres Marktplatz-Partners wevalue 
unterstützt Steuerberatungskanzleien bei der Bewertung 
von Unternehmen: www.datev.de/go/wevalue

LEXinform IWW Praxis Unternehmensnachfolge (PU), 
www.datev.de/shop/64004
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Die Pattsituation 
beenden

Auflösung einer Erbengemeinschaft |  
Die gesetzliche Erbfolge kann häufig zu einem 
langjährigen Streit unter den Miterben führen. 

Als letzter Ausweg bleibt dann oft nur der 
Verkauf des eigenen Erbanteils.

Manfred Gabler
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Bei Geld hört bekanntlich die Freundschaft auf – und leider 
auch die Familienbande. Das gilt besonders im Fall einer 

Erbschaft. Erben mehrere Familienmitglieder mangels Testa-
ment nach der gesetzlichen Erbfolge, landen sie automatisch 
in einer Erbengemeinschaft, die sich oft genug als Haifischbe-
cken erweist. Dominante Miterbinnen oder Miterben leisten 
sich dort grobe Fouls, ohne dass ein Schiedsrichter das ent-
sprechend ahndet. So werden Geschwister über Jahre hinweg 
bewusst gemobbt, damit sie schlussendlich bei der Auseinan-
dersetzung des Erbes klein beigeben. Diesen emotionalen 
Stress bezahlt so mancher Miterbe mit Erkrankungen. Aus der 
Erbengemeinschaftsfalle kommt schnell nur wieder heraus, 
wer seinen Erbanteil verkauft. Und die Wahrscheinlichkeit, 
sich selbst als Erbe eines Tages in einer Erbengemeinschaft 
wiederzufinden, ist extrem groß. Nach einer Studie werden 
nur 21 Prozent aller Erben allein bedacht, 
55 Prozent erben stattdessen gemeinsam 
mit Geschwistern und 34 Prozent mit ande-
ren Verwandten oder Kindern. Das Problem 
dabei: Während man sich den eigenen Le-
benspartner selbst aussuchen kann, wird 
der Erbe qua Testament, Erbvertrag oder 
per Gesetz bestimmt. Auf die Auswahl et-
waiger Miterben hat man keinen Einfluss.

985.000 Erbfälle im Jahr 2020

In den vergangenen 20 Jahren hat sich das 
Nettovermögen der privaten Haushalte in Deutschland auf 13,8 
Billionen Euro mehr als verdoppelt. Davon könnten nach Schät-
zungen des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) 
in Berlin jedes Jahr bis zu 400 Milliarden Euro vererbt oder ver-
schenkt werden. Im letzten Jahr gab es 985.000 Todesfälle in 
Deutschland. Die durchschnittliche Höhe dieser Erbschaften 
beläuft sich dabei real auf etwas mehr als 85.000 Euro pro Per-
son. Die mit 63 Prozent häufigste Ursache, warum einzelne Er-
ben sich der Auflösung der Erbengemeinschaft widersetzen, ist 
von Eigennutz geprägt. So ist das meist mietfreie Wohnen in 
der zur Erbengemeinschaft gehörenden Immobilie eine beque-
me und lukrative Situation, die ein eigensinniger Erbe so lange 
wie möglich erhalten möchte. Als Made im Speck ist er jedoch 
das Ärgernis aller anderen Miterben. Der Erhalt des elterlichen 
Vermögens, Rachefeldzüge gegenüber Miterben oder auch die 
Gier nach mehr Einfluss in der Erbengemeinschaft sind weitere 
Beweggründe, die Erben zu einer Blockadehaltung hinsichtlich 
der Auflösung der Erbengemeinschaft bewegen.

Verkauf als Alternative?

Ist absehbar, dass sich der Streit um die Auseinandersetzung 
des Erbes über Jahre hinzieht, hat zumindest der einzelne Erbe 
die Möglichkeit, die Mitgliedschaft in der Erbengemeinschaft 
zu beenden. Als Rettungsanker bietet sich hier der Erbanteils-

verkauf an. Mit dem Verkauf des Erbanteils gibt der Erbe seine 
komplette Rechtsposition auf und überträgt diese auf den Käu-
fer. Dabei wird der Anteil am gesamten Nachlassvermögen und 
damit auch an den Nachlassverbindlichkeiten auf den Käufer 
übertragen – einschließlich des Risikos, vielleicht noch jahre-
lange Streitigkeiten mit den Miterben führen zu müssen. Be-
sonders geeignet ist der Erbanteilsverkauf für Erben, die keine 
längere rechtliche Auseinandersetzung führen können, weil sie 
wirtschaftlich nicht in der Lage sind, die Kosten eines Rechts-
streits zu tragen. Auch Erben, die schnell Geld benötigen, weil 
sie zum Beispiel Erbschaftsteuer zahlen müssen oder ander-
weitig in Liquiditätsproblemen stecken, werden einen Erban-
teilsverkauf in Betracht ziehen. Dasselbe gilt für Erben, die 
emotional und gesundheitlich schon sehr angeschlagen sind 
und durch einen weiteren Verbleib in der Erbengemeinschaft 

persönlichen Schaden nehmen würden.

Vorteile eines Erbanteilsverkaufs

Ein Erbanteilsverkauf ist relativ schnell um-
setzbar, er kann innerhalb von nur zwei bis 
drei Monaten abgewickelt sein. Für den 
Verkäufer ist dies ein Weg, seinen bisher 
nur als abstrakte Quote vorliegenden Erb-
anteil unmittelbar in einen Geldbetrag um-
zuwandeln, ohne weitere finanzielle Eigen-
mittel für die Umsetzung aufbringen zu 
müssen. Denn die Kosten für Anwälte, den 

Notar und für Gutachten sowie etwaige Gerichtskosten über-
nimmt in der Regel der Käufer. Da der Verkauf keine vorherige 
Zustimmung durch die Miterben erfordert, kann man jederzeit 
an einen Dritten und damit Fremden verkaufen. Von Bedeu-
tung dabei ist, dass die Nutzen und Lasten aus dem verkauften 
Erbanteil ebenfalls auf den Erwerber übergehen. Zwar besteht 
ein Vorkaufsrecht der Miterben gemäß § 2034 Abs. 1 Bürgerli-
ches Gesetzbuch (BGB), jedoch behindert es den Verkauf 
grundsätzlich nicht. Entweder kaufen die Miterben den Erbteil 
ohne Wenn und Aber oder sie müssen sich mit einem familien-
fremden Investor arrangieren. Wie nun ein Erbanteilsverkauf 
ablaufen kann, soll nachfolgend anhand eines Fallbeispiels er-
läutert werden.

Fallbeispiel

Die Mutter (M) von zwei Söhnen verstarb als letztlebender El-
ternteil vor zwei Jahren. Nach einem Berliner Testament erbten 
nach ihrem Tod die beiden Söhne Lars (L) und Philipp (P) als 
Schlusserben in Erbengemeinschaft zu gleichen Teilen. Zwi-
schen den Brüdern gab es seit jeher kein besonders inniges 
Verhältnis. Zum Nachlass gehört ein Bankguthaben in Höhe 
von 120.000 Euro sowie das elterliche Zweifamilienhaus, in 
dem der ältere L seit einigen Jahren unentgeltlich im Oberge-
schoss wohnt. Einige Wochen nach der Beerdigung und nach 
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Räumung der elterlichen Wohnung im Erdgeschoss regt der 
jüngere P an, dass man sich gemeinsam zusammensetzen solle, 
um nun auch die wesentlichen, wirtschaftlichen Dinge des 
Nachlasses zu regeln. Doch L reagiert nicht. Daraufhin wendet 
sich P an einen Rechtsanwalt, um sich in einem ersten Bera-
tungsgespräch über seine Möglichkeiten aufklären zu lassen. 
Nach weiteren vier Wochen Funkstille mit seinem Bruder beauf-
tragt P den Anwalt mit der Lösung dieses Konflikts sowie der 
Auflösung der Erbengemeinschaft. Der Anwalt versucht mithilfe 
mehrerer anwaltlicher Briefe und einer darin dargelegten kla-
ren rechtlichen Position, auf konstruktive Lösungsvorschläge 
hinzuwirken. Alle Schreiben bleiben über Monate hinweg unbe-
antwortet. Erst nach Androhung von rechtlichen Schritten mel-
det sich dann ein gegnerischer Anwalt – jedoch ohne jegliche 
konstruktive Vorschläge zu unterbreiten oder zumindest einen 
Zeitrahmen zur Auflösung der Erbengemeinschaft zu nennen. 
Weitere Monate vergehen. Dem P wird klar, dass eine gerichtli-
che Auseinandersetzung unvermeidlich wird. Dies möchte er 
aber verhindern, da er sowohl das finanzielle als auch das zeitli-
che Risiko scheut beziehungsweise nicht tragen kann. Durch 
seinen Anwalt lässt P alternative Lösungswege prüfen, die auch 
ohne Zustimmung und Mitwirkung des Bruders umsetzbar 
sind. Der Verkauf des Anteils scheint daher die einzig gangbare 
Lösung zu sein, um zügig auch ohne Zustimmung des Miterben 
L aus der Erbengemeinschaft ausscheiden zu können. 

Familienfremder Erwerber

Der Anwalt des P wendet sich daher an ein spezialisiertes Un-
ternehmen, das via Internet eine Online-Fallprüfung anbietet. 
Nach Übermittlung aller relevanten Unterlagen, namentlich 
Erbschein, Testament und Grundbuchauszug, beginnen die 
Mitarbeiter des Unternehmens mit der Fallbearbeitung. Nach 
einiger Zeit erhält P das Ergebnis der Prüfung und ein darauf 
aufbauendes Angebot zum Verkauf seines Erbanteils. Da sich 
P darauf einlassen möchte, wird ihm ein Vertrag zur Übertra-
gung seines Erbanteils übermittelt, den sein Anwalt prüfen 
wird. Kurze Zeit später kann dann schon die Beurkundung des 
Erbteilsübertragungsvertrags bei einem Notar nach Wahl des 
P stattfinden. Der Notar informiert nach der Beurkundung den 
Miterben L über dessen gesetzliches Vorkaufsrecht, das dieser 
innerhalb von zwei Monaten in Anspruch nehmen muss. Nach 
Ablauf dieser Vorkaufsfrist von zwei Monaten zugunsten des L 
erhält dann P den Kaufpreis direkt auf sein Konto überwiesen 
und scheidet damit aus der Erbengemeinschaft aus.

Berechnung des Angebotspreises

Zunächst einmal wird der Wert des Nachlasses ermittelt. Der 
Immobilienwert für das Zweifamilienhaus im voranstehenden 
Fallbeispiel beläuft sich auf circa 350.000 Euro, das noch nicht 
aufgeteilte Bankguthaben beträgt 120.000 Euro und ein ent-
gangenes Nutzungsentgelt für die Wohnung im Obergeschoss 

über den Zeitraum von drei Jahren beläuft sich auf einen Be-
trag in Höhe von 36 Monaten mal 750 Euro Miete. Damit ergibt 
sich ein Nachlasswert in Höhe von circa 497.000 Euro. In ei-
nem zweiten Schritt muss dann der Wert des Erbanteils ermit-
telt werden. Die bestätigte Erbquote beträgt laut Testament 50 
Prozent, sodass sich ein Erbanteilswert von etwa 248.500 Euro 
ergibt. In einem dritten Schritt ist dann der Abschlag vom Erb-
anteil für die Kosten des Käufers zu kalkulieren. Dies setzt sich 
zusammen aus den Kosten der Übertragung des Erbanteils, 
den Kosten der Auflösung der Erbengemeinschaft sowie einem 
Gewinnabschlag. Die Kosten der Übertragung setzen sich zu-
sammen aus Prüfungskosten, wie zum Beispiel für die eigene 
rechtliche Prüfung durch einen Anwalt, sowie Notarkosten für 
die Beurkundung des Erbteilsübertragungsvertrags und 
Grunderwerbssteuer nach dem Ankauf des Erbanteils. Hinzu 
kommen noch Kosten für die Auflösung der Erbengemein-
schaft. Darunter fallen Gebühren für Anwälte und Gutachter so-
wie Verfahrens-, Gerichts- und Notarkosten sowie Zinsen für 
die Vorfinanzierung. Der Gewinnabschlag schließlich liegt zwi-
schen 20 und 35 Prozent. Im letzten Schritt wird dann der An-
gebotspreis festgelegt. Im vorliegenden Fall liegt der Erban-
teilswert bei 248.500 Euro minus 25 Prozent Abschlag in Höhe 
von 62.125 Euro, sodass sich ein Angebotspreis für den Erben 
P in Höhe von 186.375 Euro ergibt. Mit dem Angebotspreis 
sind übrigens alle Kosten abgedeckt. Der verkaufende Miterbe 
selbst muss keine weiteren Kosten einplanen. 

Fazit

Der Erbanteilsverkauf ist eine wirkliche Alternative zu einer 
endlosen Pattsituation innerhalb einer Erbengemeinschaft. 
Ein familienfremder Käufer, der emotional unbelastet ist, kann 
in einer Erbengemeinschaft oft ganz andere Dinge bewegen. 
Er gibt dem Ganzen wieder eine Struktur, die eben nicht emo-
tional, sondern wirtschaftlich geprägt ist. Für den Verkäufer, 
also den ausscheidenden Erben, ist es ein Weg, seinen Anteil 
am Erbe relativ schnell in Geld umzuwandeln und lang andau-
ernde gerichtliche Auseinandersetzungen zu vermeiden.  ●

MANFRED GABLER

Betriebswirt und Geschäftsführer der ErbTeilung GmbH in Weilheim 

MEHR DAZU 
finden Sie zur DATEV Vermögensnachfolge unter  
www.datev.de/shop/42505

Kompaktwissen Beratungspraxis: „Bewertung von 
Unternehmen und Immobilien für die Erbschaftsteuer“, 
3. Auflage, www.datev.de/shop/35783

Kompaktwissen Beratungspraxis: „Schenkung und 
Vererbung von Immobilien“, www.datev.de/shop/35719

https://www.datev.de/shop/42505
https://www.datev.de/shop/35783
https://www.datev.de/shop/35719
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Den Einsatz vergüten
Ausgleichsansprüche | Wer die Pflege eines nahen Angehörigen über Jahre hinweg 
übernimmt, sollte dafür auch belohnt werden. Daher bietet es sich an, entsprechende 

Regelungen in eine letztwillige Verfügung aufzunehmen.  
Dr. Sven Gelbke
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Viele Menschen verdrängen die eigene Sterblichkeit und 
verpassen daher häufig den Zeitpunkt, in dem sie noch 

bei vollen geistigen Kräften die eigene Nachfolge regeln könn-
ten. Das ist zwar menschlich verständlich, führt aber nach dem 
Tod innerhalb der betroffenen Familien häufig zu Streit und 
Missgunst. Vor allem diejenigen Familienangehörigen, die die 
Verstorbene oder den Verstorbenen bis zum Tode zu Hause 
gepflegt haben, fordern in der Regel einen finanziellen Aus-
gleich dafür.

Hintergrund

Nach Erhebungen des Statistischen Bundesamts (Destatis) 
werden hierzulande jährlich rund 2,1 Millionen Menschen mit 

Pflegegrad zwei bis fünf und damit mehr als die Hälfte aller 4,1 
Millionen Pflegebedürftigen (51,3 Prozent) allein durch Ange-
hörige zu Hause versorgt. 72.700 von ihnen hatten den höchs-
ten Pflegegrad (fünf) und wiesen damit schwerste Beeinträchti-
gungen mit besonderen Anforderungen an die pflegerische 
Versorgung auf. Etwa ein Drittel der Pflegebedürftigen ist hoch-
betagt, wobei der Frauenanteil überwiegt. Rund vier von fünf 
Pflegebedürftigen in Deutschland werden zu Hause versorgt. 

Ausgleichsanspruch

Erbringt ein Erbe, der gleichzeitig Ab-
kömmling (Kind, Enkel oder Urenkel) des 
Erblassers ist, Pflegeleistungen für den 

17  
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Erblasser, gewährt ihm das Gesetz gegenüber weiteren Mit-
erben bei Aufteilung des Nachlasses einen bevorzugten Aus-
gleichsanspruch in Geld. Gemäß § 2057a Bürgerliches Ge-
setzbuch (BGB) kann dieser Erbe zusätzlich zu seinem Aus-
einandersetzungsguthaben gemäß seiner Erbquote die Aus-
zahlung eines unter konkreter Betrachtung der von ihm 
geleisteten Pflegeaufwendungen bezifferten Ausgleichsbe-
trags verlangen. Allerdings ist die gesetzliche Vorschrift un-
klar, da § 2057a Abs. 3 BGB den Rahmen für die Bemessung 
dieser Ausgleichszahlung denkbar weit 
absteckt.

Richtungsweisende Entscheidung

Daher oblag es der Rechtsprechung zu 
klären, wie ein Ausgleich tatsächlich zu 
berechnen sei. Zunächst hatte das Ober-
landesgericht (OLG) Frankfurt am Main in 
einem Urteil die gesetzlichen Berech-
nungsmaßstäbe zur Bemessung des Aus-
gleichsbetrags konkretisiert (OLG Frank-
furt/Main, Urteil vom 07.02.2020, Az. 13 
U 31/18). In dem zugrunde liegenden Fall ging es um den 
Ausgleichsanspruch eines Abkömmlings, der über einen 
Zeitraum von insgesamt zehn Jahren die Erblasserin zu-
nächst noch in deren Wohnung betreute und sie danach auf-
grund vollständiger Hilflosigkeit infolge ihrer weit fortge-
schrittenen Demenz für weitere sieben Jahre in die eigene 
Wohnung aufnahm und dort pflegte. Während der Zeit, in 
der die Erblasserin noch in ihrer eigenen Wohnung lebte, 
war eine Haushaltshilfe für sie tätig, ferner wurden durch ei-
nen ambulanten Pflegedienst einzelne Pflegeleistungen er-
bracht. Für die gesamte Tätigkeit innerhalb dieses Zehnjah-
reszeitraums verlangte der pflegende Miterbe einen Betrag 
in Höhe von 40.000 Euro, den ihm das OLG Frankfurt/Main 
schließlich auch zusprach.

Definition der Pflegeleistung  

Zu begrüßen ist, dass das OLG Frankfurt/Main in der zitier-
ten Entscheidung eine Vielzahl von Generalklauseln sowie 
unbestimmten Rechtsbegriffen im Zusammenhang mit Aus-
gleichsansprüchen konkretisierte. Danach sind unter Pfle-
geleistungen im Sinne des § 2057a BGB Leistungen zu ver-
stehen, die gesetzlich durch § 14 Sozialgesetzbuch (SGB) XI 
beim Begriff der Pflegebedürftigkeit aufgeführt werden. 
Demnach geht es um Hilfeleistungen bei der Körperpflege, 
der Ernährung, der Mobilität sowie der hauswirtschaftli-
chen Versorgung. Jedoch kann auch die bloße Anwesenheit 
des pflegenden Miterben Teil der Pflegeleistung sein, wenn 
und soweit er für Gespräche mit dem Pflegebedürftigen 
oder zur Sicherung des Pflegebedürftigen im Falle plötzlich 
notwendig werdender Hilfe zur Verfügung steht (vergleiche 

auch OLG Schleswig, Urteil vom 22.11.2016, 3 U 25/16). 
Diese Pflegeleistungen müssen sich nach Ansicht des Ge-
richts über einen längeren Zeitraum erstrecken und in be-
sonderem Maße dazu beitragen, das Vermögen des Erblas-
sers zu erhalten. Daher seien nur überobligatorische Leis-
tungen ausgleichungspflichtig, also solche Leistungen, die 
über normale Unterstützungsleistungen im Rahmen einer 
normalen Eltern-Kind-Beziehung hinausgehen. Weitere Vo-
raussetzung ist, dass die vom pflegenden Miterben erbrach-

ten Leistungen zur Erhaltung des Erblas-
servermögens beigetragen haben. Dies 
sei dann der Fall, wenn die erbrachten 
Pflegeleistungen – auch bei fiktiver Ge-
genrechnung von Leistungen der Pflege-
versicherung – die Kosten für eine profes-
sionelle Pflege oder für eine Heimunter-
bringung erspart haben.

Berechnung des 
Ausgleichsbetrags

Bei der Berechnung des Ausgleichungs-
betrags ist zunächst auf Grundlage der amtlichen Pflegesta-
tistik des Statistischen Bundesamts von den durchschnittli-
chen Heimkosten für Pflegebedürftige der jeweiligen Pfle-
gestufe beziehungsweise des jeweiligen Pflegegrads auszu-
gehen. Unter Orientierung am Bundesdurchschnitt wird 
dann der fiktive Eigenanteil des jeweiligen Erblassers er-
mittelt, wobei die laufenden Einnahmen (Renten oder Ta-
schengelder) des Erblassers zu berücksichtigen sind. Nach 
Abzug dieser laufenden Einnahmen vom fiktiven Eigenan-
teil wird dann der Betrag ermittelt, der dem Vermögen des 
Erblassers hätte entnommen werden müssen, um den Ei-
genanteil zu leisten. Dieser monatlich verbleibende Betrag 
ist schließlich auf die Gesamtanzahl der Monate hochzu-
rechnen, in denen Pflegeleistungen erbracht wurden. Im 
vorliegenden Fall ermittelte das OLG Frankfurt/Main einen 
monatlichen Betrag in Höhe von 700 Euro, der durch die 
Pflegeleistungen des Miterben dem Vermögen der Erblas-
serin erspart blieb.

Tätigkeiten dokumentieren

Ist abzusehen, dass ein Abkömmling im Wesentlichen die 
Hauptlast der an das pflegebedürftige Elternteil zu erbrin-
genden Leistungen trägt, ist die Pflegeperson gut beraten, 
die erbrachten Leistungen zumindest grob nach Ort, Art und 
Zeit zu dokumentieren. Gleiches gilt für die Dokumentation 
der Pflegebedürftigkeit des betroffenen Elternteils. Ratsam 
ist zudem, die Bescheide über die Gewährung von Pflegestu-
fen beziehungsweise Pflegegraden aufzubewahren. Derarti-
ge Maßnahmen helfen später bei der Auseinandersetzung 
der Erbengemeinschaft sowie Unklarheiten im Hinblick auf 

Es geht um Hilfe-
leistungen bei der 
Körperpflege, der 
Ernährung, der 

Mobilität sowie der 
hauswirtschaftlichen 

Versorgung.
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den Ausgleichsanspruch gemäß § 2057a BGB für den pfle-
genden Miterben zu beseitigen.

Auslegungsprobleme

Aus dem Gesagten folgt aber nicht, dass jeder Erbe, der den 
Erblasser gepflegt hat, seine Pflegeaufwendungen von den 
Miterben automatisch erstattet bekommt. Dies ergibt sich 
aus einer jüngeren Entscheidung des Bundesgerichtshofs 
(BGH) vom 24. März 2021 (IV ZR 296/20). 
Ausgangspunkt des Verfahrens war ein 
Pflichtteilsstreit, bei dem der Erbe die 
Pflichtteilsforderung unter der Berück-
sichtigung eines ihm nach § 2057a BGB 
mutmaßlich zustehenden Ausgleichsan-
spruchs ablehnte. Der Erbe hatte den Erb-
lasser über einen sehr langen Zeitraum 
gepflegt. Der BGH führte aus, dass die Re-
gelung des § 2057a BGB der Disposition 
des Erblassers unterliege, mithin dieser 
ohne Weiteres berechtigt sei, die Ausglei-
chungspflicht einzuschränken oder auszu-
schließen. Dies entspreche der herrschenden Meinung. 
Folglich müsse eine entsprechende Regelung ausdrücklich 
in die Verfügung von Todes wegen aufgenommen werden, 
um zu verhindern, dass erst im Wege der Auslegung ermit-
telt werden könne, ob eine Ausgleichungspflicht nach 
§ 2057a BGB vom Erblasser gewollt sei oder ob allein durch 
die Erbeinsetzung des pflegenden Abkömmlings die Pflege-
leistungen hinreichend kompensiert sein sollten, ohne dass 
die Pflegeleistungen sich darüber hinaus noch mindernd auf 
den Pflichtteil auswirken.

Regelung im Testament

Spätestens nach dieser BGH-Entscheidung bietet es sich an, 
etwa in einem Testament klar zu regeln, ob diejenigen Er-
ben, die den Erblasser bis zum Tod gepflegt haben, neben 
der Erbschaft auch einen gesetzlichen Ausgleichsanspruch 
gegen die übrigen Erben haben sollen oder nicht. Eine ent-
sprechende Formulierung, die einen Ausgleich nach § 2057a 
BGB ausschließt, könnte wie folgt lauten: „Ich setze meine 
Tochter zu meiner Alleinerbin ein. Eine Nacherbfolge findet 
nicht statt. Meine Tochter hat mich seit dem Jahr […] hinge-
bungsvoll gepflegt. Ich schließe den Ausgleich dieser Leis-
tungen meiner Tochter nach § 2057a BGB aus. Die Pflege-
leistungen meiner Tochter sollen daher bei der Berechnung 
des Pflichtteils meines Sohnes S unberücksichtigt bleiben.“

Pflegeleistungen und Pflichtteilsansprüche

Bereits im Jahre 1992 hatte der BGH dargelegt, dass Pflege-
leistungen von Abkömmlingen nach § 2057a BGB auch bei 

der Berechnung des Pflichtteils zu berücksichtigen seien 
(BGH, Urteil vom 09.12.1992, NJW 1993, 1197). Die Aus-
gleichsforderung des § 2057a BGB wirke dabei sowohl zu-
gunsten als auch zulasten des Pflichtteilsberechtigten. Der 
Berechnung des Pflichtteils sei stets der gesetzliche Erbteil 
in der Gestalt zugrunde zu legen, den der Pflichtteilsberech-
tigte im Fall der gesetzlichen Erbfolge auch unter Berück-
sichtigung der Leistungen nach § 2057a BGB erhalten wür-
de. Daraus folgt, dass etwaige Leistungen, die nach § 2057a 

BGB auszugleichen sind, auch in einem 
notariellen Nachlassverzeichnis darzu-
stellen sind, da sie für die Berechnung der 
Höhe des Pflichtteils maßgeblich sind. 
Der Notar muss über diese Leistungen 
aufklären und sie dokumentieren, wäh-
rend der Anwalt des pflegenden Abkömm-
lings auf die Aufnahme der ausgleichs-
pflichtigen Leistungen nach § 2057a BGB 
bestehen sollte.

Fazit

Potenzielle Erblasser sind gut beraten, ihre Nachfolge früh-
zeitig zu regeln, sofern sie wollen, dass das Erbe bei denje-
nigen ankommt, die die ganze Pflegelast tragen. Es bietet 
sich an, im Rahmen eines Testaments festzulegen, wie hoch 
entsprechende Ausgleichszahlungen ausfallen sollen, um 
nachträglich Auslegungsprobleme zu vermeiden.  ●

DR. SVEN GELBKE

Rechtsanwalt in Köln und Geschäftsführer der JustSolutions GmbH

Ratsam ist  
zudem, die Bescheide 
über die Gewährung 

von Pflegestufen 
beziehungsweise 

Pflegegraden aufzu­
bewahren.
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MEHR DAZU 
DATEV-Fachbuch: „Ratgeber häusliche Pflege“, 4. Auflage, 
www.datev.de/shop/35495

Elektronisches Wissen Familienrecht,  
www.datev.de/shop/60177
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Rückenwind  
für Enterbte

Den Pflichtteil sichern | Pflichtteilsberechtigte, die sich aus 
gesundheitlichen, emotionalen oder finanziellen Gründen nicht allein mit 
den Erben streiten wollen, können ihre Ansprüche gegebenenfalls auch 

über entsprechende Dienstleistungen im Internet geltend machen.
Robert Brütting

Von den Eltern enterbt zu werden, ist eine der schlimms-
ten Verletzungen, die ein Mensch erfahren kann. Oft hat 

dies auch das Ende der Familienbande zur Folge, wenn die 
vermeintlich missratenen Sprösslinge für ihren Lebensstil, 
ihre Einstellung oder Aufmüpfigkeit abgestraft werden. Und 
zusätzlich schüren die Eltern damit post mortem auch noch 
Neid und Missgunst unter den Hinterbliebenen. Was so man-
che oder mancher Enterbte nicht weiß: So ganz leer geht sie 
oder er nicht aus. Denn der Gesetzgeber sieht für derartige 
Fälle zumindest den Pflichtteil vor, den vor allem enterbte 
Kinder oder übergangene Ehepartner verlangen können. 
Ganz leer geht hingegen nur derjenige aus, der vom Erblas-

ser auch hinsichtlich des Pflichtteils enterbt wurde. Eine voll-
ständige Enterbung ist aber nur möglich, wenn der Erblasser 
dem Enterbten auch noch den Pflichtteil entzieht. Das kommt 
aber nur bei sehr schweren Verfehlungen des Berechtigten 
in Betracht, etwa wenn das Kind die dem Erblasser gegen-
über bestehende gesetzliche Unterhaltspflicht gemäß § 1601 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) böswillig verletzt. 

Motive für eine Enterbung

Doch wer denkt, die Eltern hätten schon ihren guten Grund, 
warum sie ein Kind vom Erbe ausschließen, der irrt. Häufig 
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sind es gerade die besonders eigenständigen Kinder, die 
enterbt werden. Den Eltern gefällt einfach deren Lebensstil 
nicht oder das betreffende Kind will nicht in den elterlichen 
Betrieb einsteigen. Nicht selten lehnt der Abkömmling es 
auch ab, einen Elternteil bis zum Tode zu pflegen, etwa weil 
sich die Eltern jahrelang selbst nicht um das Kind geküm-
mert haben. 

Dunkelziffer bei den Pflichtteilsberechtigten

In den vergangenen 20 Jahren hat sich das Nettovermögen 
der privaten Haushalte in Deutschland mit 13,8 Billionen 
Euro mehr als verdoppelt. Davon könnten 
nach Schätzungen des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin je-
des Jahr bis zu 400 Milliarden Euro ver-
erbt oder verschenkt werden. Die durch-
schnittliche Höhe dieser Erbschaften be-
läuft sich dabei real auf etwas mehr als 
85.000 Euro pro Person. Wie viele Perso-
nen von den rund 980.000 Erbschaften 
jährlich ausgeschlossen werden, ist statis-
tisch nicht erfasst. Auch dürfte es eine 
hohe Dunkelziffer derjenigen Pflichtteils-
berechtigten geben, die gar nicht wissen, dass es den Pflicht-
teil gibt und sie einen Anspruch darauf haben. Hinzu kom-
men auch Personen, die sich aus Scham oder wegen fehlen-
den Selbstbewusstseins nicht trauen, ihre Geschwister auf 
den ihnen zustehenden Pflichtteil anzusprechen und im 
Zweifel auch gerichtlich durchzufechten.

Fehler vermeiden

Wenn jedoch enterbte Personen ihren Pflichtteil auf eigene 
Faust von den übrigen Erben verlangen, passieren nicht sel-
ten vermeidbare Fehler. Denn die Erben werden meist von 
Anwälten vertreten, die dann die Höhe der Erbschaft zuguns-
ten ihrer Mandanten kleinreden. Tatsächlich aber gibt das 
Gesetz den enterbten Familienangehörigen einen schuld-
rechtlichen Anspruch auf die Hälfte des gesetzlichen Erbteils 
gegen die übrigen Erben. Doch letztendlich fließt erst Geld, 
wenn der Enterbte aktiv wird und seinen Anspruch gegen-
über den Erben innerhalb der dreijährigen Verjährungsfrist 
auch geltend macht. Da die meisten Menschen nur einmal in 
ihrem Leben erben oder zumindest einen Pflichtteil geltend 
machen, fehlt ihnen einfach die praktische Erfahrung. Auch 
will man sich nach all der Schmach nicht selbst mit den Ver-
wandten streiten müssen. Das schont das eigene Nervenkos-
tüm und spart Kraft sowie Zeit. Vor diesem Hintergrund ist es 
ratsam, sich als Pflichtteilsberechtigter selbst fachlichen Rat 
zu sichern, etwa durch einen spezialisierten Anwalt. Statt mit 
den Erben um die Höhe des Nachlasses zu streiten, können 
Pflichtteilsberechtigte nämlich auch ein notarielles Nachlass-

verzeichnis verlangen. Dann muss ein Notar die einzelnen 
Nachlassgegenstände bewerten lassen. Doch ein solches no-
tarielles Nachlassverzeichnis braucht seine Zeit – im Schnitt 
vergeht ein Dreivierteljahr, bis es erstellt ist. 

Mit den Erben verhandeln

Alternativ kann man zunächst auch das Gespräch mit den Er-
ben suchen, die sich bisweilen selbst verplappern, wenn sie 
etwa erzählen, im Haus der Eltern nach deren Tod noch 
50.000 Euro in bar aufgefunden oder wertvollen Schmuck in 
einem verborgenen Wandtresor entdeckt zu haben. Entweder 

kommt es in dieser frühen Phase zu einem 
guten Vergleich oder das notarielle Nach-
lassverzeichnis wird später nur noch auf 
einzelne strittige Positionen beschränkt, 
sodass der Notar schneller fertig wird. 

Das Kostenrisiko abschätzen

Die Kosten, die bei Prüfung von berechtig-
ten Ansprüchen entstehen, sollten die 
Pflichtteilsberechtigten stets im Blick ha-
ben. Häufig müssen sie nämlich den Fall 

eingehend prüfen, Auskünfte einholen, mit den Erben lang-
wierig verhandeln oder die Erbschaft von Sachverständigen 
bewerten lassen und im Extremfall uneinsichtige Erben gar 
verklagen. Falls ein Enterbter einen Anwalt einschalten wür-
de, der den Pflichtteil in der angenommenen Höhe von 
50.000 Euro einklagt, müsste der Mandant über zwei Instan-
zen bis zu 36.000 Euro Anwalts- und Gerichtskosten zahlen, 
falls er am Ende den Prozess verlieren sollte. 

Legal Tech im Erbrecht

Wer dieses Risiko vermeiden will, kann sich inzwischen auch 
mit überschaubaren Kosten wehren und dennoch die Hälfte 
des ihm gesetzlich zustehenden Erbteils von den übrigen Er-
ben verlangen. Über das Internet kann man sich inzwischen 
an junge Legal-Tech-Unternehmen wenden, wie etwa die 
erbschützer. Diese Unternehmen erkämpfen für Enterbte den 
Pflichtteil und bringen nach eigenen Angaben nur zwischen 
zwei und drei Prozent der Fälle vor Gericht. Sie arbeiten zu-
dem auf reiner Erfolgshonorarbasis. Von der am Ende erstrit-
tenen Summe erhalten die Legal-Tech-Unternehmen nur ei-
nen gewissen Prozentsatz. Geht der Pflichtteilsberechtigte 
diesen Weg, würde er in unserem Beispielsfall nur etwa 
7.000 Euro zahlen – vorausgesetzt, sein Plan geht auf und die 
Erben überweisen ihm 50.000 Euro.  ●

ROBERT BRÜTTING

Rechtsanwalt in Nürnberg und Fachjournalist Steuern und Recht 

sowie Redakteur beim DATEV magazin

Die Kosten, die bei 
Prüfung der berech-

tigten Ansprüche 
entstehen, sollten 

die Pflichtteils­
berechtigten stets  
im Blick haben.
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u. a. J. Schmidt, NZG 2022, 579; Heckschen/Knaier, GmbHR 
2022, 501; dies., GmbHR 2022, 613). Am 6. Juli 2022 beschloss 
dann das Bundeskabinett den Gesetzesentwurf zur Umsetzung 
der Umwandlungsrichtlinie (vgl. dazu Bungert/Strothotte, DB 
2022, 1818; Brandi/Schmidt, DB 2022, 1880; Heckschen/
Knaier, ZIP 2022, 2205). Insgesamt gesehen handelt es sich um 
eine sehr weit reichende Reform – der Referentenentwurf wur-
de durch eine Sachverständigenkommission vorbereitet. 
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Umwandlungsgesetz |  
Ausgelöst durch eine 

europäische Richtlinie 
kommt es nun zu einer 

Reform, die es Unternehmen 
ermöglicht, grenzüberschreitende 

Verschmelzungs- oder Spaltungs
vorgänge und auch Sitzverlegungen 
rechtssicher und einfacher anzustoßen. 

In diesem Zug wird auch das nationale 
Umwandlungsrecht reformiert.

Prof. Dr. Heribert Heckschen

Seit der Einführung des Umwandlungsgesetzes (UmwG) im 
Jahre 1995 wurde das Umwandlungsrecht zwar in vielen 

Details, aber insgesamt nur geringfügig reformiert. Nun aber 
kommt es zu einer bedeutenden Reform, die bis zum 31. Januar 
2023 umgesetzt sein soll. Hierzu hatte das Bundesministerium 
der Justiz (BMJ) mit dem Ziel, die sogenannte Mobilitätsrichtli-
nie (vergleiche dazu Heckschen, NotBZ 2020, 241) umzuset-
zen, zunächst einen Referentenentwurf verabschiedet (hierzu 
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Europäische Richtlinie als Auslöser

Der Anlass dieser Reform ist europäisch geprägt und wurde 
durch die Vorgaben der Mobilitätsrichtlinie (ABl. EU 2019 L 
321, 1) ausgelöst. Mit der Reform werden im grenzüberschrei-
tenden Bereich das Recht der Verschmelzung reformiert und 
erstmals die Spaltung zur Neugründung über Grenzen hinweg 
sowie der grenzüberschreitende Formwechsel (Sitzverlegung) 
gesetzlich geregelt, die aber nicht dabei stehen bleiben, nur 
Änderungen bei grenzüberschreitenden Umwandlungen vor-
zusehen beziehungsweise neue Formen einer grenzüber-
schreitenden Umwandlung einzuführen. Der Gesetzgeber 
muss sich darüber hinaus bewusst machen, dass eine auf 
grenzüberschreitende Umstrukturierungen beschränkte Ge-
setzesreform zu kurz greift, ist es den Unternehmen doch ohne 
Weiteres möglich, auch einen nationalen Umwandlungsvor-
gang in eine grenzüberschreitende Um-
strukturierung umzugestalten. 

Fallbeispiele

Wird beispielsweise eine deutsche GmbH 
(A) mit einer anderen deutschen GmbH (B) 
verschmolzen, so ließe sich aus diesem 
Vorgang unter Einbeziehung einer bei-
spielsweise kurz zuvor in Österreich oder 
den Niederlanden gegründeten Kapitalge-
sellschaft auch ein grenzüberschreitender Vorgang konstru-
ieren. Beispielsfälle gibt es hierzu bereits [vgl. Court of Ap-
peal (England and Wales) vom 18.01.2018 – (2018) EWCA 
Civ 10, EWiR 2018, 137 m. Anm. Stiegler]. Bei nicht wenigen 
Fällen, die nun für die grenzüberschreitenden Vorgänge 
zwingend einer Neuregelung bedürfen, ist es also sinnvoll, 
zu überprüfen, inwieweit diese Neuregelungen auch für das 
nationale Umwandlungsrecht sinnvoll sind. Genau diesen 
Weg verfolgt die Gesetzesreform, die – soweit ersichtlich – 
bisher große Zustimmung gefunden hat.

Grundsätze der Reform

Die Reform bezieht sich zunächst nur auf Kapitalgesellschaf-
ten aus der Europäischen Union (EU) und dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR). Anderen Gesellschaften oder Unter-
nehmen aus Drittstaaten wird die Anwendung der neuen 
Regeln versagt. Das ist bedauerlich, weil sich alle Gesell-
schaftsformen aus der EU und dem EWR kraft der Nie-
derlassungsfreiheit ohne jeden Zweifel ebenfalls über 
die Grenze hinweg umstrukturieren dürfen. Auch 
hinsichtlich der Unternehmen aus Drittstaaten 
fragt man sich, warum diese ihren Sitz nicht 
grenzüberschreitend nach Deutschland verle-
gen dürfen, wenn sie den deutschen Grün-
dungsvorschriften genügen wollen. 

Viele der 
Neuregelungen  
werden auch für 

das nationale  
Umwandlungsrecht 
mit übernommen.

Verschmelzung, Spaltung und Formwechsel

Mit der Reform werden die Regeln der grenzüberschreiten-
den Verschmelzung nach §§ 122a ff. UmwG reformiert und 
erstmals die grenzüberschreitende Spaltung zur Neugrün-
dung – soweit nach Deutschland gespalten wird, auch zur 
Aufnahme – sowie der grenzüberschreitende Formwechsel 
innerhalb der EU und des EWR geregelt, sofern die vorge-
nannten Kapitalgesellschaften betroffen sind. Im Gesetz fin-
den sich Neuregelungen dazu in den §§ 305 ff. UmwG. 

Neuregelungen und Pflichten

Das Verfahren orientiert sich an den bisherigen Grundsätzen, 
die eine Dreistufigkeit vorsehen: a) Vorverfahren/Vorberei-
tungsphase, b) Beschluss/Beschlussphase und c) Vollzug/

Durchführungsphase. Diese Aufteilung ist 
aus dem bisherigen Umwandlungsrecht 
bekannt. Bei der Vorbereitung einer Um-
wandlung werden die Regelungen zum 
Verschmelzungs-, Spaltungs- und Form-
wechselbericht neu und detaillierter ge-
fasst und darüber hinaus zusätzliche 
Pflichten eingeführt. Viele der Neurege-
lungen werden auch für das nationale Um-
wandlungsrecht mit übernommen. Im Ver-
schmelzungs-, Spaltungs- beziehungswei-

se Formwechselplan ergeben sich ebenfalls Änderungen zum 
bisherigen Recht, die nicht in vollem Umfang überzeugen, 
aber europäisch bedingt sind. So muss etwa bei einer grenz-
überschreitenden Spaltung und beim Formwechsel ein soge-
nannter indikativer Zeitplan aufgestellt werden, dessen Sinn 
sich nicht ohne Weiteres erschließt. Neu ist, dass der Bericht 
der Unternehmensorgane den Arbeitnehmerinnen und Ar-
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beitnehmern sowie deren Vertretungen nicht nur zugestellt 
werden muss, sondern ihnen auch die Möglichkeit zur Stel-
lungnahme einzuräumen ist. 

Beschlussphase

Im Rahmen der Beschlussphase sind die Neuregelungen der 
§§ 14, 15 UmwG besonders beachtlich. Es ist nunmehr sinn-
vollerweise nicht nur für grenzüberschreitende Umstrukturie-
rungen, sondern auch für nationale Umwandlungen vorgese-
hen, dass sowohl die Anteilseigner des Ausgangsrechtsträgers 
sowie die des Zielrechtsträgers die Umwandlungsmaßnahme 
nicht mit dem Argument angreifen können, das Umtauschver-
hältnis sei unrichtig oder die dazu erteilten Informationen wä-
ren unrichtig oder unvollständig. Sie alle werden auf das durch 
das Gesetz reformierte Spruchverfahren verwiesen. Der Geset-
zesentwurf erkennt, dass infolgedessen zusätzliche Zahlungs-
pflichten für die Unternehmen am Ende eines Spruchverfah-
rens stehen können. Bezogen auf die Aktiengesellschaften 
wird nun eine zusätzliche Option eingeführt. Sie ermöglicht es 
den Unternehmen, anstatt einer baren Zuzahlung einen Aus-
gleich in Aktien zu schaffen. Es wird kritisiert, dass bereits im 
Umwandlungsplan erklärt werden muss, ob man diese Option 
ausnutzt. Vonseiten der Unternehmen wurde zudem gefordert, 
weiter gehende Ersetzungsbefugnisse zu schaffen. Richtig ist, 
dass die Richtlinie dies erlauben würde, jedoch sind Aktio-
närsschützer diesen Forderungen entgegengetreten. Das nun 
verabschiedete Gesetz ist den Forderungen nach weiter ge-
henden Ersetzungsbefugnissen nicht nachgekommen. 

Vollzugsphase

In der Vollzugsphase gibt der europäische Richtliniengeber 
vor, dass der Schutz der Gläubiger noch stärker ausgeprägt 
werden soll. Im Ausgangsstaat darf das Handelsregister oder 
eine vergleichbare Institution nur dann die Rechtmäßigkeit 
des Vorgangs bescheinigen, wenn Gläubigern, die plausibel 
machen, dass sie eine nicht fällige Forderung haben, ausrei-
chend Sicherheit geleistet wurde. Kommt es zum Streit über 
diese Frage, sieht der Regierungsentwurf vor, dass dieser 
vom zuständigen Gericht entschieden wird. Es muss eine be-
schwerdefähige Entscheidung ergehen. Insoweit wird be-
fürchtet, dass dadurch Verschmelzungs-, Spaltungs- und 
Formwechselvorgänge enorm behindert werden könnten, ja 
sogar die Gefahr erhöht würde, die von sogenannten räuberi-
schen Gläubigern ausgehe. Die derzeit vorgesehenen Rege-
lungen sind verbesserungsbedürftig (ausführlich Heckschen/
Knaier, ZIP 2022, 2205).

Missbrauchskontrolle

Im Rahmen einer sogenannten Missbrauchskontrolle muss 
das Handelsregister oder eine vergleichbare Institution im 

Ausland beim Ausgangsrechtsträger bei Vorliegen entspre-
chender Anhaltspunkte prüfen, ob die Umwandlungsmaß-
nahme aus missbräuchlichen Motiven durchgeführt wer-
den soll. Hier ist neben dem Gläubigerschutz auch der Ar-
beitnehmerschutz zu berücksichtigen. Einzelheiten regelt 
die Richtlinie nicht. Der deutsche Gesetzgeber verschließt 
Unternehmen in wirtschaftlichen Schwierigkeiten den Zu-
gang zu grenzüberschreitenden Vorgängen nicht, im Rah-
men der Missbrauchskontrolle werden aber zusätzliche An-
gaben gefordert. In letzter Sekunde hat sich der Gesetzge-
ber nach der Anhörung im Rechtsausschuss und entgegen 
der überwiegenden Auffassung in der Literatur doch noch 
dazu entschieden, drei Tatbestände auszuformulieren, die 
auf einen Missbrauch hindeuten. Anhaltspunkte für einen 
Missbrauch sind gegeben, wenn a) ein gemäß Art.  133 
Abs. 2 bis 4 der Richtlinie (EU) 2017/1132 durchzuführen-
des Verhandlungsverfahren erst nach Aufforderung des 
Gerichts eingeleitet worden ist oder b) die Zahl der Arbeit-
nehmer mindestens vier Fünftel des für die Unternehmens-
mitbestimmung maßgeblichen Schwellenwerts beträgt, im 
Zielland keine Wertschöpfung erbracht wird und der Ver-
waltungssitz in Deutschland verbleibt beziehungsweise c) 
eine ausländische Gesellschaft durch die grenzüberschrei-
tende Verschmelzung Schuldnerin von Betriebsrenten oder 
Anwartschaften wird und diese Gesellschaft kein anderwei-
tiges operatives Geschäft hat. Die Entscheidung im Aus-
gangsstaat ist für den Zielstaat verbindlich. Die Maßnahme 
wird schließlich durch Eintragung im Zielstaat beendet. Im 
Rahmen der Reform wird der Gesetzgeber auch Unstim-
migkeiten im nationalen Umwandlungsrecht beseitigen, 
insbesondere im Rahmen von § 125 UmwG, bei der Aus-
gliederung – hier wird klargestellt, dass auf Anteilsgewäh-
rung verzichtet werden kann – und im Rahmen einer Spal-
tung nach § 142 UmwG. Letztendlich wird auch noch das 
Spruchverfahrensgesetz geändert. Leider verpasst der Ge-
setzgeber bei dieser Gelegenheit die Chance, endlich auch 
Freiberuflern in einer Einzelkanzlei die Möglichkeit zur 
Umwandlung zu geben. 

Fazit

Insgesamt handelt es sich um ein gelungenes Gesetzeswerk, 
das durch den Rechtsausschuss noch ein wenig nachgebes-
sert wurde. Grenzüberschreitende Umstrukturierungen neh-
men seit Jahren ständig zu und werden in Zukunft in dem 
dann geregelten Rahmen noch an Bedeutung gewinnen. 
Nicht selten werden über diese Maßnahmen Konzernstruktu-
ren vereinfacht, wird teilweise die Unternehmensnachfolge 
vorbereitet und werden Anpassungen an geänderte Rahmen-
bedingungen durchgeführt.  ●

PROF. DR. HERIBERT HECKSCHEN

Notar in Dresden
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Der Klimaschutz zählt zu den politischen Schwerpunkten 
der Europäischen Union (EU). Mit dem Emissionshandel 

und der Klimaschutzverordnung wurden zwei zentrale Instru­
mente zur Minderung von Treibhausgasemissionen entwickelt. 
Ein wesentlicher Anteil dieser Treibhausgase geht auf die Pro­
duktion von Kohlenstoffdioxid bei der Nutzung von Gebäuden 
für Heizung und Warmwasser zurück. Nach Angaben von Ver­
braucherzentralen entfallen auf Gebäude etwa 35 Prozent des 

Energieverbrauchs in Deutschland. Sie sind damit verantwort­
lich für circa 120 Millionen Tonnen Kohlendioxid im Jahr. Eine 
Umsetzung der CO₂-Bepreisung erfolgte in Deutschland im 
Rahmen des Klimapakets über das Brennstoffemissionshan­
delsgesetz (BEHG). Mit dem CO₂-Kostenaufteilungsgesetz 
(CO2KostAufG) sollen nunmehr zum 1. Januar 2023 die damit 
einhergehenden Belastungen der Verbraucher in einem Stu­
fenmodell auf Vermieter und Mieter verteilt werden. Ziel der Fo
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CO2KostAufG | Mit neuen Vorschriften will der Gesetzgeber einen Ausgleich zwischen 
Mieter und Vermieter bei der Aufteilung der CO2-Kosten erreichen. Ob die geplante 

Lenkungswirkung mit dem Ziel, Treibhausgase zu reduzieren, greift, bleibt abzuwarten.
Oliver Rosbach

Kosten gerecht 
verteilen
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EU-Verordnungen sowie der gesetzlichen Umsetzung in 
Deutschland soll eine politische Lenkungswirkung sein, Treib­
hausgase durch energetische Maßnahmen und eine generelle 
Verminderung fossiler Brennstoffe zu reduzieren.

Zertifikatshandel

Mit dem BEHG wird zu diesem Zweck der Handel mit Emissi­
onszertifikaten geregelt. Das Gesetz legt unter anderem die 
jährliche Emissionsmenge fest und wie die Preise der Zertifika­
te geregelt werden. Ein Zertifikat entspricht dabei einer Tonne 
CO₂ (§ 3 Abs. 2 BEHG). Die Berechnung des Anteils an Kohlen­
dioxid erfolgt nach Emissionsfaktoren der 
jeweiligen Brennstoffe in Kilogramm pro 
Megawattstunde Heizenergie, die sich aus 
Durchführungsverordnungen zum BEHG 
ergeben. Die Kosten sind vom Brennstoff­
händler zu entrichten und werden über den 
Preis der Heizmittel an die Verbraucherin­
nen und Verbraucher weitergegeben. Es 
wurde hierzu beginnend mit dem Jahr 2021 
zunächst ein Preis von 25 Euro je Emissi­
onszertifikat oder eine Tonne CO₂ ange­
setzt, der sich in den folgenden Jahren je­
weils um 5 Euro erhöhen sollte. Ab 2026 ist 
vorgesehen, den Preis an den Börsenhandel zu koppeln, der 
den Preiskorridor von 55 bis 65 Euro weder unter- noch über­
schreiten darf. Aufgrund der aktuellen dramatischen Entwick­
lung der Heizkosten erwägt die Bundesregierung gegenwärtig, 
die Kosten für die Zertifikate stabil zu halten und Preissteige­
rungen auszusetzen.

Beteiligung der Vermieter

Nachdem die CO₂-Kosten in den Brennstoffkosten enthalten 
sind, wurden sie bisher nach dem jeweiligen vertraglichen 
Modell über die Heizkostenabrechnung oder die Pauschalen 
eins zu eins an die Mieter weitergegeben. Mit dem 
CO2KostAufG soll der Vermieter an den Emissionen von Koh­
lendioxid beteiligt werden, um Anreize dafür zu schaffen, die 
Gebäude energetisch zu sanieren und die Heizungen auf er­
neuerbare Energien umzustellen. Das Gesetz steht kurz vor 
der Verabschiedung, der Bundesrat hatte nur wenige kleine­
re Vorschläge für Veränderungen angemerkt.

Stufenmodell

Die Kosten für die CO₂-Emissionen, die bei der Verbrennung 
des Heizmittels entstehen, werden nun ausdrücklich aus der 
Umlage nach der Heizkostenverordnung ausgenommen und 
dem CO2KostAufG zugewiesen. Ziel ist es, den Vermieter je 
nach energetischem Stand des Gebäudes und der Heizanlage 
an der Verursachung von Kohlendioxid zu beteiligen. Hierfür 

ist ein Stufenmodell vorgesehen, das sich danach richtet, wie 
viel Kilogramm CO₂ bei der Wärmeerzeugung in dem Gebäu­
de oder der Wohnung entsteht. Richtwert ist, wie viel Kilo­
gramm CO₂ pro Quadratmeter und Jahr (kg CO₂/m2/annum) in 
dem Gebäude oder der Wohnung verbraucht werden. In der 
Anlage zum CO2KostAufG findet sich ein Stufenmodell, nach 
welchem Mieter und Vermieter in Zehn-Prozent-Schritten un­
terschiedlich an den Kosten der Kohlendioxidemissionen be­
teiligt werden. Bei einem Verbrauch unterhalb von zwölf Kilo­
gramm CO₂-Emissionen pro Quadratmeter Wohnfläche und 
Jahr (0-Energiehaus) wird der Vermieter aufgrund der Ener­
gieeffizienz des Gebäudes an den Kosten nicht beteiligt, der 

Mieter trägt 100 Prozent der dann entspre­
chend geringen Kosten. Im umgekehrten 
Fall einer Kohlenstoffdioxidemission über 
52 Kilogramm CO₂ pro Quadratmeter 
Wohnfläche und Jahr trägt der Mieter zehn 
Prozent und der Vermieter 90 Prozent der 
Kosten.

Anwendungsbereich 

Anwendungsbereich des Gesetzes sind 
grundsätzlich alle Gebäude, in denen 
Brennstoffe in getrennten oder verbunde­

nen Anlagen zur Wärmeerzeugung für Heizung oder für Hei­
zung und Warmwasser genutzt werden, für die nach dem 
BEHG Emissionsfaktoren festgelegt sind. Ausgenommen von 
der Anwendung des Gesetzes sind die Fälle von § 11 Heiz­
kostenverordnung. Ausnahmen sind unter anderem

·  �Gebäude mit sehr geringem Heizwärmebedarf, 
·  �Gebäude, die nur mit unverhältnismäßigem Aufwand mit 

Verbrauchserfassungsgeräten ausgestattet werden können, 
·  �Gebäude, die vor 1981 bezugsfertig geworden sind und in 

denen der Nutzer den Wärmeverbrauch nicht beeinflussen 
kann, sowie 

·  �Pflege- und Studentenheime und vergleichbare Einrichtungen. 

Aufgrund von teilweise überschneidenden Regelungen könn­
te es hier nach Inkrafttreten des Gesetzes aufgrund von Irri­
tationen über die richtige Anwendung der Vorschriften zu ei­
nem Nachbesserungsbedarf kommen. Der Vermieter ist be­
rechtigt, seinen Anteil an den CO₂-Kosten um die Hälfte zu 
kürzen, soweit öffentlich-rechtliche Vorgaben einer wesentli­
chen energetischen Verbesserung des Gebäudes oder der 
Wärmeversorgung entgegenstehen, etwa im Falle von denk­
malschutzrechtlichen Beschränkungen.

Umlageberechnung

Zur Ermittlung der Kosten hat der Brennstofflieferant die 
Menge der Brennstoffemissionen sowie den dafür anfallen­

Die Kosten sind vom 
Brennstoffhändler  
zu entrichten und 
werden über den 

Preis der Heizmittel 
an die Verbraucher 

weitergegeben.
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den Preisbestandteil an den Heizkosten auf seinen Rechnun­
gen auszuweisen. Der Vermieter ermittelt anhand dessen in 
der jährlichen Heizkostenabrechnung den Kohlendioxidaus­
stoß des Gebäudes in Kilogramm Kohlendioxid pro Quadrat­
meter Wohnfläche und Jahr. Dieser Wert wird zur Einstufung 
der Gebäude oder der Wohnungen mit der Anlage zum Ge­
setz abgeglichen und eingestuft. Die Umlage der Kosten er­
folgt in der Regel über die Heizkostenabrechnung. Der Ver­
mieter ermittelt die auf die Kohlendioxidemissionen entfal­
lenden Kosten und zieht hiervon seinen eigenen Anteil ab. 
Den auf den einzelnen Mieter entfallenden Anteil hat er ge­
sondert auszuweisen und berechnet die Kosten über die Re­
gelungen der Heizkostenverordnung. Versäumt der Vermie­
ter, dem Mieter gegenüber die Kosten, die Einstufung des 
Gebäudes sowie die Berechnungsgrundlagen auszuweisen, 
darf der Mieter seine Heizkosten um drei Prozent kürzen.

Erstattungsanspruch

Auch Vermieter von Wohnungen, in denen sich der Mieter 
selbst mit Wärme beziehungsweise Warmwasser versorgt, 
sind betroffen. Versorgt sich der Mieter etwa über eine Gas
etagenheizung selbst mit Wärme oder Warmwasser, hat auch 
hier der Lieferant den Anteil der Brennstoffemissionen in Ki­
logramm Kohlendioxid und den Preisbestandteil dieser Kos­
ten an der Gesamtsumme auszuweisen. Mit diesen Werten 
kann wiederum die Einstufung des Gebäudes oder der Woh­
nung nach der Anlage zum CO2KostAufG vorgenommen wer­
den. Der Mieter ist berechtigt, die danach berechneten Kos­
ten vom Vermieter erstattet zu verlangen. Er muss dazu den 
Erstattungsanspruch innerhalb von sechs Monaten nach Ab­
rechnung des Lieferanten in Textform gegenüber dem Ver­
mieter geltend machen. Soweit der Vermieter zur Abrech­
nung der übrigen Betriebskosten gegenüber dem Mieter ver­
traglich verpflichtet ist, kann er die Kosten dort verrechnen. 
Anderenfalls hat er die Kosten innerhalb eines Zeitraums von 
zwölf Monaten zu erstatten.

Gewerbemiete

Für Gebäude, die nicht überwiegend dem Wohnen dienen, 
konnte sich der Gesetzgeber nicht zu einem Stufenmodell 
durchringen. Die Gewerbemiete ist daher von der anteili­
gen Beteiligung des Vermieters nach dem Wirkungs­
grad energetischer Maßnahmen bislang ausgenom­
men. Hierfür stünden nach der Begründung des Ge­
setzes nicht ausreichend Daten zur Verfügung. Aus 
diesem Grund werden vorerst die CO₂-Kosten je­
weils zu 50 Prozent auf den Mieter und den Vermie­
ter verteilt. Dies gilt auch dann, wenn der Mieter sich 
selbst mit Wärme oder Warmwasser versorgt. Ein 
Steuerungseffekt soll für den Vermieter in der Motivati­
on zur energetischen Sanierung der Gebäudehülle beste­

hen und für den Mieter in der Reduzierung der Heizkosten 
im Allgemeinen. Die Abrechnung soll wiederum entspre­
chend der Heizkostenverordnung erfolgen. Gerade im Be­
reich der Gewerbemiete, in dem große Potenziale der Ener­
gieeinsparung liegen, verhält sich das Gesetz damit indiffe­
rent und wählt einen schlecht begründeten Mittelweg.

Schwierigkeiten bei Sonderfällen

Die Umsetzung der insgesamt durch die verschiedenen Ge­
setze und Ausführungsbestimmungen nicht auf den ersten 
Blick transparenten CO₂-Einpreisung auf das Mietverhältnis 
wird voraussichtlich in den meisten Fällen keine unüberwind­
baren Schwierigkeiten bieten. Die relevanten Daten muss der 
Lieferant der Heizmittel auf der Rechnung ausweisen, sodass 
der Vermieter in der Lage sein sollte, die weitere Berechnung 
vorzunehmen und offenzulegen. Schwierigkeiten sind bei 
Sonderfällen wie der Wärmeerzeugung durch Kraft-Wärme-
Kopplung zu erwarten oder wenn bereits nach der Heizkos­
tenverordnung eine Abweichung vom Standardmodell vorlag.

Resümee 

Ob die erhoffte Lenkungswirkung durch die Kostenverteilung 
erzielt wird, bleibt abzuwarten. Da derzeit die Preise für 
Heizmittel ebenso rasant steigen wie die Kosten für neue 
Heizungen oder energieeinsparende bauliche Veränderun­
gen, ist zweifelhaft, ob nicht vielmehr die Kostenkalkulation 
über die Umlage von Modernisierungsmaßnahmen auf die 
Mieter einen größeren Effekt erzielen kann. Dies ist aber 
eher für größere institutionelle Vermieter attraktiv. Kleinere 
Vermieter könnten trotz der CO₂-Bepreisung auch wegen des 
derzeitigen Wegfalls von Fördermaßnahmen vor den hohen 
Investitionskosten für energetische Maßnahmen zurück­
schrecken.  ●

OLIVER ROSBACH M. A.

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Wohnungseigentums- und 

Mietrecht in eigener Kanzlei in Nürnberg

MEHR DAZU 
Mandanten-Info-Broschüre: „Vermietung von privaten 
Immobilien“, www.datev.de/shop/32584
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Praxis Aktienrecht

Vor Kurzem hat der deutsche Gesetzgeber die Möglich-
keit, dass Aktiengesellschaften ihre Jahreshauptver-

sammlungen virtuell ausrichten, gesetzlich verstetigt. Nach-
dem ein erster Referentenentwurf des Bundesministeriums 
der Justiz (BMJ) auf massive Kritik seitens der Aktionärsver-
treter und Gewerkschaften gestoßen war, hatte man dann 
einen überarbeiteten Regierungsentwurf vorgelegt. Dieser 
wurde dem Rechtsausschuss zugeleitet, der am 22. Juni 
2022 eine Sachverständigenanhörung zu der Thematik 
durchführte. Danach gab es noch kleinere Änderungsanträ-
ge, zum Beispiel wurde die virtuelle Versammlung auch auf 
Genossenschaften ausgedehnt. Die neue Fassung gibt den 
Aktionärinnen und Aktionären nun weitgehend ihre Mitwir-
kungs- und Fragerechte zurück, die im ersten Entwurf noch 
extrem eingeschränkt waren.

Pandemiebedingt eingeführt

Grundsätzlich wurde die Notfallgesetzgebung des deutschen 
Gesetzgebers hinsichtlich einer virtuellen Hauptversamm-
lung als Reaktion auf die Einschränkungen der Corona-Pan-
demie von den Aktionären und Verbänden begrüßt, damit 
wichtige Entscheidungen in den Gesellschaften nicht blo-
ckiert wurden. Die damit verbundenen Einschränkungen für 
die Aktionäre wurden jedoch eher zähneknirschend hinge-
nommen. Nach Ablauf der als vorläufig gedachten Regelun-
gen im August 2022 wären die alten Vorgaben wieder in Kraft 
getreten. Vor allem die Minderheitsaktionäre hätten damit 
gut leben können, denn eine virtuelle Hauptversammlung in 
ihrer temporären Ausprägung hatte viele wichtige Rechte der 
Aktionäre stark beschränkt oder ganz entzogen. Nicht zuletzt 

Bedauerlicher
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Aktienrecht | Der Gesetzgeber  
hat es ermöglicht, Jahreshaupt­
versammlungen virtuell oder in 

Form einer Präsenzveranstaltung 
durchzuführen. Das ist leider nur ein 

Kompromiss. Denn die Chancen, 
die hybride Sitzungen vor allem 
Minderheitsaktionären bieten,  
fanden in dem neuen Gesetz  

keine Berücksichtigung.
Robert Peres

Fo
to

s:
 E

xp
re

ss
IP

ho
to

 / G
et

ty
 Im

ag
es



Praxis Aktienrecht

29  02 / 23

deshalb wurde von den Interessenvertretern der Aktionäre 
wiederholt Kritik an der beabsichtigten unveränderten Fort-
führung der Notfallregelung geübt. 

Die Neuregelung

Das jetzt vorliegende Gesetz wird es den Unternehmen fortan 
erlauben, ihre Hauptversammlungen virtuell im Internet ab-
zuhalten. Die Präsenzveranstaltung bleibt zwar weiter mög-
lich und sollte auch von den Unternehmensleitungen ange-
strebt werden, insbesondere dann, wenn wichtige und kontro-
vers diskutierte Strukturmaßnahmen sowie andere zentrale 
Konzernentscheidungen anstehen. Dass dies geht, hat kürz-
lich die Hauptversammlung der Telekom AG gezeigt, die in 
Präsenz der Anteilseigner stattfand. Die rege Diskussion im 
Vorfeld des Gesetzgebungsverfahrens hat aber deutlich ge-
macht, dass die Vorgaben in der Pandemie von einigen Unter-
nehmen als Gelegenheit genutzt wurden, in ihrem Bereich 
unangenehme Aktionärsrechte abzuschaffen. So kann man 
die Hauptversammlung via Internet sehr leicht als Frontalvor-
trag gestalten und dabei nur handverle-
sene Fragen zulassen und beantworten. 

Einfluss der Aktionäre 
beschränken

Insbesondere die Lobbygruppen der 
Unternehmen, namentlich der Bundes-
verband der Deutschen Industrie e. V. 
(BDI), das Deutsche Anwaltsinstitut e. V. 
(DAI) sowie die Wissenschaftliche Ver-
einigung für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht e. V. 
(VGR), hatten sich für eine Fortführung der Notfallregelung 
starkgemacht. Damit einher geht der Wunsch, den Einfluss 
sowie die Kontrollfähigkeit der Aktionäre massiv zu beschnei-
den. Vor allem Vorstände und Aufsichtsräte einiger großer 
Unternehmen arbeiten zusammen mit Anwälten und Verbän-
den seit Langem an diesem Ziel. 

Bedenken und Kritik

Insoweit irritiert auch die Prämisse des frühen Referenten-
entwurfs, wonach das Format der virtuellen Hauptversamm-
lung von der Praxis gut angenommen worden sei und sich im 
Großen und Ganzen bewährt habe. Das Gegenteil ist der Fall. 
Es gab vonseiten der Aktionäre massive Kritik und auch von 
manchen Unternehmen. Viele virtuelle Hauptversammlun-
gen wurden praktisch ohne jeglichen Echtzeit-Input der Akti-
onäre durchgeführt. Dadurch wurde die Debattenkultur und 
damit die Aktionärsdemokratie beschädigt. Die jetzige Fas-
sung ist erheblich besser und erlaubt die notwendige Inter-
aktion zwischen Aktionären und Management sowie einen 
Austausch zwischen den Aktionären. Das Frage- und Re-

derecht ist wieder ohne große Einschränkungen während der 
Hauptversammlung möglich. Die Verlagerung aller wichti-
gen Entscheidungen ins Vorfeld der Hauptversammlung ist 
erst einmal vom Tisch. Dennoch gibt es weiterhin Bestrebun-
gen, das gesamte Hauptversammlungsformat unter dem 
Scheinargument der Entzerrung zu überarbeiten. Daher ist 
zu befürchten, dass der Gesetzgeber in näherer Zukunft zum 
Nachteil der Aktionäre noch einmal nachbessert. Die virtuel-
le Hauptversammlung darf aber nicht als effizientere Mög-
lichkeit zur Durchführung einer Hauptversammlung angese-
hen werden. Vielmehr sollte sie genutzt werden, um eine en-
gere Bindung der Aktionäre an die Gesellschaft zu ermögli-
chen und auch den Austausch der Aktionäre untereinander 
zu fördern. 

Hybride Sitzungen

Angesichts der tatsächlich hohen Akzeptanz spricht sehr viel 
für hybride Versammlungsmodelle. Solche sind derzeit im 
Gesetz aber nicht vorgesehen, obgleich alles dafür spricht, 

dieses Versammlungsformat weiterzu-
entwickeln. Schließlich gibt es eine Rei-
he von technischen Möglichkeiten, die 
bislang noch nicht zum Einsatz gekom-
men sind. Zudem gibt es keine faktische 
Grundlage für die Annahme, dass Min-
derheitsaktionäre kein Interesse an 
zweigleisigen Modellen hätten. Viel-
mehr ist sogar zu erwarten, dass bei der 
Implementierung hybrider Versamm-
lungsformen die Teilnehmerzahlen noch 

weiter steigen würden. Vor diesem Hintergrund ist die hybri-
de Versammlung sogar als Idealmodell anzusehen, da die Ak-
tionäre dann frei wählen können, ob sie virtuell oder physisch 
an einer Hauptversammlung teilnehmen.

Fazit und Ausblick

Das Wahlrecht zwischen einer virtuellen Hauptversammlung 
und einer Präsenzveranstaltung darf nicht zu einer dauerhaf-
ten Flucht in das Internet führen. Das aktuelle Gesetz ist nur 
ein bedauerlicher Mittelweg. Eine Präsenzhauptversammlung 
eröffnet einen intensiveren Austausch von Vorstand und Auf-
sichtsrat mit den nicht in den Organen vertretenen Aktionären. 
Daher spricht alles dafür, den Minderheitsaktionären die 
Durchsetzung einer Präsenzhauptversammlung zu ermögli-
chen. Das Quorum sollte zudem ermöglichen, eine Präsenz-
hauptversammlung auch zur Beschlussfassung über eine 
Strukturmaßnahme zu nutzen, wie etwa den zwangsweisen 
Ausschluss von Minderheitsaktionären (Squeeze-out).  ●

ROBERT PERES

Vorstand der Initiative Minderheitsaktionäre e. V. in Berlin

Viele virtuelle 
Hauptversammlungen 
wurden praktisch ohne 

jeglichen Echtzeit-
Input der Aktionäre 

durchgeführt.
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Digitalisierung  
bedarf der Ausdauer

Human Resources 4.0 | Abhängig von Größe und internationaler 
Ausrichtung der Unternehmen ist die Digitalisierung im Arbeitsrecht 
unterschiedlich weit fortgeschritten. Speziell im Mittelstand wird der 

Transformationsprozess des Personalwesens immer noch stiefmütterlich 
behandelt, so Rechtsanwalt Dr. Ralf Kittelberger. 

Das Interview führte Robert Brütting

DATEV magazin: Immer mehr Bereiche der Arbeitswelt 
beziehungsweise des Arbeitsrechts setzen auf Digitalisie-
rung. Worauf führen Sie das zurück? 
DR. RALF KITTELBERGER: Man hat erkannt, dass die digitale 
Transformation Freiraum für Wesentliches schafft und zu-
gleich Basis für zukünftige Herausforderungen ist. Digitalisie-
rung ist mehr als ein rein technisches Thema, weil der Trans-
formationsprozess in den Unternehmen zu 
weitreichenden strategischen und organi-
satorischen Veränderungen führt, speziell 
auch im Bereich der Human Resources 
oder kurz: HR. 

Das Arbeitsrecht hat sich aber doch 
bereits an anderer Stelle digitalisiert.
Ja, vor allem im Rahmen der digitalisierten 
Prozessführung. Zwar ist weiter noch kein 
echter Ansatz von künstlicher Intelligenz 
zu erkennen, aber die Arbeitsgerichtsbarkeit ist hier in der 
Vorreiterrolle gewesen und bei der Digitalisierung der Pro-
zessführung schon gut vorangekommen. So war es in der im-
mer noch andauernden Corona-Pandemie weitgehend unpro-
blematisch, die Gütetermine im Einklang mit § 128a der Zi-
vilprozessordnung als Videoverhandlung abzuhalten. Diese 

positive Entwicklung wird weitergehen und sich hoffentlich 
auch nach der Pandemie nachhaltig verfestigen.

Wie weit ist die Automatisierung der Prozesse in den 
Unternehmen mittlerweile fortgeschritten?
Wenn man sich die digitalisierten Prozesse in den Firmen und 
Betrieben anschaut, fällt auf, dass die Entwicklung abhängig 

von Größe oder Internationalität eines Un-
ternehmens unterschiedlich weit fortge-
schritten oder noch gar nicht wirklich vor-
handen ist. Insbesondere im Mittelstand 
wurde vor allem der HR-Bereich lange und 
regelmäßig stiefmütterlich behandelt. 

Woran liegt das?
Je verwaltender ein Bereich strukturiert 
ist, desto eher befindet er sich noch im 
Hintertreffen. Nur wenn der Unternehmer 

erkennt, dass HR ein elementarer Service ist, der die anderen 
Bereiche des Betriebs maßgeblich unterstützt, steigt die In-
vestitionsbereitschaft auch in die HR-Infrastruktur. 

Die Automatisierung der Prozesse im HR-Bereich ist also 
keine leichte Aufgabe.

Ausgangspunkt 
der Digitalisierung 

sind häufig die 
Recruiting-Prozesse, 
wo es auf Schnellig-

keit ankommt. 

Praxis Digitalisierung im Arbeitsrecht
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Bei der Digitalisierung des Personalwesens stehen die Unterneh-
men vor vielschichtigen Aufgaben. Digitale Transformation ist ein 
andauernder Prozess mit vielen Arbeitsschritten. Das zeigt sich 
zum Beispiel bei der Einführung digitaler Personalakten. Bis au-
tomatisierte Personalmanagementsysteme manuelle Aufgaben 
oder Doppelarbeiten vermeiden und zu einer deutlichen Prozess-
optimierung führen, braucht es Zeit und Geduld. Ausgangspunkt 
der Digitalisierung sind häufig die Recruiting-Prozesse, wo es auf 
Schnelligkeit ankommt. Hier können technische Lösungen zu-
meist isoliert und kostengünstig umgesetzt werden. 

Welche Vorteile ergeben sich aus der Digitalisierung der 
HR-Prozesse?
Daraus ergeben sich viele Möglichkeiten, das Unternehmen 
strategisch weiterzuentwickeln, etwa Qualifikationen gezielt 
voranzutreiben oder fachliche Expertisen, die der gesamten 
Belegschaft zur Verfügung stehen, auszubauen. Insbesondere 
beim Ausbau der Fort- und Weiterbildung sind intelligente 
Konzepte und Lösungen sehr hilfreich. Und digitale Personal-
akten ermöglichen eine prozessgesteuerte Indexierung, Re-
cherche und ereignisgesteuerte Bearbeitung.

Die Transformation von HR endet aber doch nicht mit der 
Schaffung digitaler Personalakten.

Die Digitalisierung des Personalmanagements in den Unter-
nehmen betrifft nahezu alle Themen in diesem Bereich, vor al-
lem aber die Integration von innovativen Bewerbungs-Tools. 
Letztendlich geht es darum, die Routinearbeiten effizienter zu 
erledigen, Doppelarbeiten zu vermeiden oder Abrechnungs-
vorgänge in neuer, digitaler Form zu automatisieren. 

Wie lautet Ihr Fazit?
Die Unternehmer müssen sich klar darüber sein, dass gerade 
die HR-Abteilung eine Schlüsselfunktion bei der Gestaltung 
der Unternehmenskultur besitzt und damit entscheidend zum 
Erfolg des gesamten Unternehmens beiträgt. Dies sollte und 
muss sich auch bei der Digitalisierung zeigen, die alternativlos 
ist und an der heute kein Weg mehr vorbeiführt.  ●

ROBERT BRÜTTING

Rechtsanwalt in Nürnberg und Fachjournalist Steuern und Recht 

sowie Redakteur beim DATEV magazin

MEHR DAZU 
finden Sie unter www.datev.de/lohn-personal

Praxis Digitalisierung im Arbeitsrecht

DR. RALF KITTELBERGER  
Rechtsanwalt und Fachanwalt für 
Arbeitsrecht sowie Fachanwalt für 
Handels- und Gesellschaftsrecht.  
Er ist Partner und Gründer der 
Kanzlei DREITOR Rechtsanwälte in 
Reutlingen.

https://www.datev.de/lohn-personal
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Kanzleimanagement Partnerstrategie

Ein guter Rat

Consulting | Steuerberater, W
irtsc

haftsprüfer und  

Rechtsanwälte, die ihre Kanzleien stra
tegisch 

weiterentwickeln oder digitalisieren wollen, finden  

in DATEV einen Sparringspartner. 

Klaus Meier
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DATEV-Consulting für Führungskräfte  
und Spezialisten

Das DATEV Kanzlei-Consulting ist geeignet für Inhaber, Füh-
rungskräfte und Spezialisten in den Kanzleien. Erwarten kön-
nen Sie Impulse zur Kanzleientwicklung, Unterstützung bei 
Spezialthemen und viele hilfreiche Praxistipps. Weil der per-
sönliche Consultant meist über längere Zeit mit der Kanzlei 
zusammenarbeitet, entsteht häufig eine vertrauensvolle Part-
nerschaft, die über viele Jahre Bestand hat. 

Von Kanzleientwicklung bis IT-Sicherheit

Zu diesen Themen kann das DATEV Kanzlei-Consulting bera-
ten:
·  �Strategie und Geschäftsentwicklung – innovative und nach-

haltige Entwicklung der Kanzlei, Preis- und Mandatspolitik
·  �Personal und Führung – modernes Recruiting und Perso-

nalentwicklung, Bekämpfung von Fachkräftemangel, Opti-
mieren der Aufbauorganisation

·  �Prozesse und Organisation – Mehrwert durch digitale Pro-
zesse schaffen, effizienter arbeiten in der Kanzlei und mit 
den Mandanten zusammen

·  �Datenschutz und IT-Sicherheit – Datenschutz auf System- 
und Mitarbeiterebene verankern

Beratung zur strategischen Kanzleientwicklung

Die Beratung ist immer individuell und passgenau auf die Be-
dürfnisse und die Ausgangslage Ihrer Kanzlei ausgerichtet. 
Am Beispiel einer strategischen Weiterentwicklung zeigen 
wir Ihnen einen möglichen Ablauf: Gemeinsam mit der Kanz-
lei analysiert der Consultant die Ausgangslage und definiert 
die Herausforderungen. Anschließend wird geklärt, welche 
Strategie für die Kanzlei passend ist, immer im Blick behal-
tend, wie sich der Markt entwickelt. Schließlich geht es ins 
Detail und es werden die künftige Ausrichtung des Geschäfts-
modells, notwendige Innovationen und strukturelle Fragen 
zur Aufbau- und Ablauforganisation erarbeitet. Abgerundet 
wird die Beratung durch Themen wie Mitarbeitergewinnung, 
Mitarbeiterführung und Mitarbeiterentwicklung. 

Sicherheit und Transparenz 

Der DATEV-Consultant hat das entsprechende Know-how 
und viel Erfahrung und begleitet Sie bei der Kanzleientwick-
lung. In jeder Phase der Beratung haben Sie Einblick in das 
Vorgehen. Sie sind immer mittendrin und arbeiten gemein-
sam mit dem Consultant Schritt für Schritt an Strategie und 
Neuausrichtung. 

Die eigene Kanzlei weiterentwickeln und gut für die Zu-
kunft aufstellen, dem Fachkräftemangel mit der passen-

den Strategie begegnen oder möglichst effizient in der Kanz-
lei und mit den Mandantinnen und Mandanten zusammenar-
beiten – all das sind komplexe Managementaufgaben, die 
sich häufig nur mit fachkundiger Unterstützung bewältigen 
lassen. Passgenaue individuelle Beratung und nachhaltige 
Strategien für Ihre Kanzlei zu diesen und vielen weiteren Ma-
nagementthemen bietet das DATEV Kanzlei-Consulting. Bei 
speziellen Themen wie Kulturentwicklung und Mediation 
können ab sofort DATEV Consulting Partner unterstützen.



Kanzleimanagement Partnerstrategie

Neu: DATEV Consulting Partner  
als Ergänzung

Bei Spezialthemen können Sie jetzt die neuen 
DATEV Consulting Partner unterstützen und bera-
ten. DATEV Consulting Partner sind professionel-
le, von DATEV ausgewählte Beratungsunterneh-
men, die 
·  �selbst über einen hohen Grad an Digitalisierung 

verfügen und auf moderne Beratungsmethoden 
setzen, 

·  �DATEV-Mitglieder Software-unabhängig auf 
Managementebene beraten, ergänzend zum 
DATEV-Angebot,

·  �das Umfeld ihrer Kunden genau kennen und ihr 
Beratungsangebot auf Kanzleien und deren 
Mandanten abgestimmt haben und 

·  �viel Know-how rund um das DATEV-Produkt-
portfolio besitzen.

Die DATEV Consulting Partner beraten in General-
unternehmerschaft, also im Namen von DATEV.

DATEV Consulting Partner bieten 
zusätzliche Beratung

Die DATEV Consulting Partner beraten sowohl zu 
Themen, die auch das DATEV-Consulting anbietet, 
zum Beispiel Arbeitgeberattraktivität, als auch zu 
spezielleren Themen wie Kulturentwicklung oder 
Mediation.  ●

KLAUS MEIER

Redaktion DATEV magazin

MEHR DAZU 
Wenn Sie sich für eine Beratung durch einen 
DATEV Consulting Partner interessieren, nehmen 
Sie direkt mit ihm Kontakt auf. Wenden Sie sich 
dafür an Ihren kundenverantwortlichen 
Mitarbeiter bei DATEV oder schreiben Sie eine 
Mail an consulting@datev.de

Weitere Informationen unter  
www.datev.de/consulting-partner

Alle Angebote des DATEV Kanzlei-Consultings 
finden Sie unter www.datev.de/consulting

KLARTEXT

Vermutlich können Sie mit Babyboomer, Generation X, 
Millennials (Generation Y) und Generation Z etwas 

anfangen. Die ab 2010 Geborenen bezeichnet man als Ge-
neration Alpha. Ich fokussiere mich hier auf die Generati-
on C. Damit sind (Klein-)Kinder gemeint – kurz vor Corona 
und in den nächsten Jahren geboren –, die die Einflüsse 
der Corona-Auswirkungen zu spüren bekommen.
Erfahrungen wie das Aufwachsen mit Masken, einge-
schränkte soziale Kontakte, gestresste Homeschooling-El-
tern im Doppel-Homeoffice und Familienmitglieder nicht 
live, sondern an einem Monitor zu treffen, können ein 
Kind gravierend beeinflussen. Hinzu kommen Krieg, die 

Klimakrise und vielleicht 
eine neue Weltwirtschafts-
ordnung. Psychische Fol-
gen, eingeschränkte Schul-
ausbildung, damit geringere 

Berufsvorbereitung und Unproduktivität aufgrund von 
schlechten Qualifikationen werden damit einhergehen. 
Benachteiligte Kinder fallen noch weiter zurück.
Wir alle sind für diese Generation verantwortlich und müs-
sen alles Erdenkliche tun, damit aus dieser Generation kei-
ne Traumageneration wird. Da hilft gelegentlich der Blick 
in die Vergangenheit. Wir hatten auch in der Vergangen-
heit viele derartige Krisen und haben sie bewältigt. 
Positives Denken und Handeln sind die Voraussetzung 
dafür, dass wir auch die derzeitigen Herausforderungen 
annehmen und die Zukunft der (Klein-)Kinder von heu-
te – Generation C – positiv gestalten. Alle bisherigen Ge-
nerationen sind deshalb gefordert, damit die neue Gene-
ration, die ohnehin unter Sonderbedingungen auf-
wächst, das C als ein Symbol für Chance sieht.  ●

PROF. DR. PETER KRUG 
Chief Markets Officer (CMO)

 Generation C (2020 –2035) –  
Covid, Crisis, Chaos …?

FOLGEN SIE MIR AUF …

 

sowie

LinkedIn: www.linkedin.com/in/prof-dr-peter-krug

Twitter: twitter.com/krugprof

„Wir alle sind  
verantwortlich!

34 DATEV magazin 
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mailto:consulting%40datev.de?subject=
https://www.datev.de/consulting-partner
https://www.datev.de/consulting
https://www.linkedin.com/in/prof-dr-peter-krug
https://twitter.com/krugprof
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Besser erreichbar
Cloud-Telefonie

Zu den Mandantinnen und Mandanten der Steuerberatungs-
kanzlei Fix Partnerschaft mbB Steuerberatungsgesellschaft 
zählen neben kleinen und mittelständischen Handwerksbe-
trieben Unternehmen aus Industrie, Handel und Marketing. 
Bei der Pflege der Mandatsbeziehungen nimmt der telefoni-
sche Kontakt für die Kanzlei eine zentrale Rolle ein. Bislang 
setzte sie eine ISDN-Anlage ein. Doch was einst moderne 
Technik war, ist heute nicht mal mehr Standard. So ermög-
lichte die in die Jahre gekommene Anlage lediglich Telefona-
te und den Faxempfang über einen Drucker. Auch die Be-
sprechung des Anrufbeantworters war umständlich. Die 
Kanzleileitung beschloss daher, ihre alte Anlage durch die 
Cloud-Telefonanlage von Cisco Placetel zu ersetzen. „Der 
Umstieg lief weitgehend problemlos. Auch das Roll-out und 
die Inbetriebnahme funktionierten reibungslos“, sagt David 
Kunz, Fachinformatiker Systemintegration bei der Kanzlei.

Viele Möglichkeiten
Die Kanzlei nutzt die DATEV-Integration von Cisco Placetel. 
Diese ermöglicht es, Anrufe direkt aus dem DATEV Arbeits-
platz zu starten. Geplant ist zudem die Synchronisation des 
Telefonadressbuchs mit den Stammdaten, damit Mandanten 
künftig direkt mit Namen begrüßt werden können. 
Ein weiteres Feature ist eine Kommentarbox, die bei einge-
henden Anrufen angezeigt wird. Sie ermöglicht eine verbes-
serte Zeiterfassung. Damit lassen sich die Telefonzeiten ein-
facher den Mandanten zuschreiben.
Das Funktionsangebot der Cloud-Telefonie von Cisco Placetel 
bietet darüber hinaus eine App an. Damit sind die Angestell-
ten der Kanzlei auf ihrem privaten Smartphone oder ihrem 

Softclient auch im Homeoffice erreichbar. Die Privatsphäre 
bleibt natürlich gewahrt – bei Rückrufen wird die Nummer 
verborgen.

Callcenter-Funktion
Mittlerweile setzt die Kanzlei auch die Callcenter-Funktion 
ein. Sind die Angestellten alle im Gespräch, landen Anrufer 
zuerst in einer Warteschleife und werden nacheinander 
durchgestellt. Das Reporting der Callcenter-Option findet 
großen Anklang in der Kanzlei. „Für uns ist es entscheidend, 
zu wissen, wie viele Anrufe reinkommen, wie lange sich die 
Kunden in der Warteschlange aufhalten oder wann sie abbre-
chen“, so Kanzleiinhaberin Melanie Fix-Neuhäuser. „Denn 
Erreichbarkeit und Kundenzufriedenheit sind uns immens 
wichtig.“

Zukunftspläne: Mandanten digital einbinden 
Die Kanzlei nutzt DATEV Unternehmen online und will ihre 
Mandanten künftig auch technisch bei Fragen zur Einrich-
tung der Software oder zum SmartCard-Login unterstützen. 
Auch dafür greift die Kanzlei auf die Cloud-Telefonanlage zu-
rück. „Um unseren Mandanten zu helfen, haben wir eine 
Support-Möglichkeit per Videokonferenz und eine Remote-
Betreuung eingerichtet“, erklärt David Kunz. Von der Um-
stellung auf die Cloud-Telefonie profitieren beide Seiten – die 
Kanzlei von einfacheren Prozessen und die Mandanten von 
einer besseren Erreichbarkeit.

DATEV-Integration | Die Steuer
beratungskanzlei Fix Partnerschaft mbB 
Steuerberatungsgesellschaft setzt in der 
Kommunikation mit ihren Mandanten auf 
digitales Werkzeug: die Cloud-Telefonanlage 
des DATEV-Marktplatz-Schnittstellen-
Partners Cisco Placetel. 
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Zum Oktober 2023 hat Microsoft das 
Server-Betriebssystem Windows Server 
2012 R2 abgekündigt und stellt ab die-
sem Zeitpunkt keine Sicherheits-Up-
dates mehr zur Verfügung. Auch DATEV 
wird den Support für das Server-Be-
triebssystem Windows Server 2012 R2 
mit den DATEV-Programmen 17.0 (vor-
aussichtlich August 2023) beenden.
Wie sehen die Handlungsoptionen aus?

1.	 Sie entscheiden sich für ein 
IT-Outsourcing bei DATEV.
Damit wählen Sie einen bequemeren 
Weg, bei dem Sie kein IT-Know-how 
mehr benötigen: Sie übergeben Ihr IT-
Management in professionelle Hände 
und lagern Server und Software in das 
DATEV-Rechenzentrum aus. Um den Ein-
satz passender Server-Plattformen, Aktu-
alisierungen und Wartungen der ausgela-
gerten IT-Systeme sowie Installationen 
und Updates Ihrer Software kümmern 
sich dann IT-Expertinnen und -Experten.
Mit IT-Outsourcing sind Abkündigungen 
von Microsoft künftig kein Thema mehr, 
um das Sie sich kümmern müssten. 

2.	 Sie wechseln selbstständig auf 
ein aktuelles Server-Betriebssystem.
Fileserver: 

Beim Einsatz eines Fileservers empfiehlt 
DATEV das Server-Betriebssystem Win-
dows Server 2019 oder Windows Server 
2022.

Terminalserver: 

Beim Einsatz von Office 2019, Office 
LTSC und Microsoft 365 Desktop Apps 
können Sie auf das Server-Betriebssys-

tem Windows Server 2019 oder Win-
dows Server 2022 umstellen.

Beachten Sie das Support-Ende der 
Microsoft 365 Desktop Apps: 
Windows Server 2019:  

Support bis Oktober 2025
Windows Server 2022:  

Support bis Oktober 2026

Alternativ können Sie in Anlehnung an 
die Microsoft-Migrationsempfehlung auf 
ein virtualisiertes Client-Betriebssystem 
(VDI) oder Microsoft-Hosting-Lösungen 
(Windows 365 und Azure Virtual Desk-
top) umstellen.

Eigene Server kaufen oder  
besser die IT outsourcen? 

Abkündigung

Betriebssysteme | Viele Unternehmen und Kanzleien müssen in 
nächster Zeit prüfen, ob sie in neue Server investieren müssen. 
IT-Outsourcing bietet sich als Alternative zur Investition in neue 
Hard- und Software an. Eine Gelegenheit, sich dauerhaft von 
Technikaufgaben zu entlasten. 

MEHR DAZU
Weitere Infos über die Umstellung 
auf IT-Outsourcing mit DATEV und 
Kontaktmöglichkeiten finden Sie 
unter www.datev.de/umstieg-
it-outsourcing

Infos werden laufend aktualisiert 
unter www.datev.de/betriebs-
system-abkuendigung 
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Drei Monate 
kostenfrei

Digitale Verlagsmedien

Gerade Kanzleien, die noch kein akti-
ves Wissensmanagement betreiben, 
schaffen mit digitalen Verlagsmedi-
en eine wichtige Basis, um alle Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter fach-
lich auf aktuellem Stand zu halten. 

Wählen Sie aus diesem Angebot:
DATEV Verlagsmedien comfort,  
www.datev.de/shop/65550

DATEV Verlagsmedien Lohn und 
Personal, www.datev.de/shop/65650 

Mandanten-Info comfort,  
www.datev.de/shop/65524 

Mandanten-Monatsinformationen  
(im MWA),  
www.datev.de/shop/60090 

LEXinform aktuell (E-Paper),  
www.datev.de/shop/65610

EU-Handbuch USt,  
www.datev.de/shop/65529

Bei der Bestellung werden 
Ihnen als Neuanwender die 
ersten drei Monate automa-
tisch nicht berechnet. In 
dieser Zeit besteht ein Kün-
digungsrecht.

Wissensmanagement | Als 
Neuanwender können Sie die 
digitalen Verlagsmedien jetzt 
für drei Monate kostenfrei in 
vollem Umfang nutzen und 
so ausprobieren, wie diese 
zu Ihrem Arbeitsalltag in der 
Kanzlei passen.

https://www.datev.de/umstieg-it-outsourcing
https://www.datev.de/umstieg-it-outsourcing
https://www.datev.de/betriebssystem-abkuendigung
https://www.datev.de/betriebssystem-abkuendigung
https://www.datev.de/shop/65550
https://www.datev.de/shop/65650
https://www.datev.de/shop/65524
https://www.datev.de/shop/60090
https://www.datev.de/shop/65610
https://www.datev.de/shop/65529
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Bye-bye gelber Zettel
Elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung

Der sogenannte gelbe Zettel ist Geschichte. Seit 1. Januar 
2023 wird die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung gesetzlich 
versicherter Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nur noch 
elektronisch übermittelt. Inbegriffen sind geringfügig ent-
lohnt Beschäftigte wie Rentner, Werkstudenten sowie kurz-
fristig Beschäftigte. Diese melden sich, wie gewohnt, beim 
Arbeitgeber nach § 5 Abs. 1 EntgFG krank. Neu ist, dass Ver-
tragsärzte, Vertragszahnärzte und Krankenhäuser dann die 
nun elektronische Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (eAU) 
an die Krankenkasse übermitteln. Da die Krankenkassen die 
Daten den Arbeitgebern oder den lohnabrechnenden Stellen 
nicht automatisch zur Verfügung stellen, müssen diese die 
eAU rechtzeitig vor der Berechnung der Löhne abrufen. 

Pull-Verfahren: Planen Sie einen zeitlichen Puffer ein
Wenn Ihre Kanzlei den Lohn für Ihre Mandanten abrechnet, 
empfehlen wir Ihnen, die Daten einige Tage vor der Abrech-
nung abzurufen. In der Regel besteht eine Attestpflicht ab 
dem vierten Tag der Erkrankung. Erst nach dieser Frist kön-
nen Sie die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung über die 
DATEV-Lohnprogramme LODAS oder Lohn und Gehalt elek
tronisch anfordern. Beachten Sie dabei, dass zwischen dem 
Abruf und der elektronischen Rückmeldung der eAU durch 
die Krankenkassen drei bis vier, maximal 14 Tage vergehen 
können. Planen Sie also ausreichend Zeit ein.
Die Rückmeldungen der Krankenkassen werden über das 
elektronische Rückmeldeverfahren bereit-
gestellt. Hierfür können Sie einen Abo-
Auftrag einrichten. Wie das geht, erfahren 
Sie im DATEV Hilfe-Center: für LODAS im 
Dokument 1023530 und für Lohn und Ge-
halt im Dokument 1001177. Einsehen kön-
nen Sie die Daten dann im Übernahmepro-
tokoll.

Ausnahmen von den elektronischen 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen
Das neue Verfahren ist nur 
für gesetzlich versicherte Ar-
beitnehmer verpflichtend. 
Für privat versicherte Arbeit-
nehmer ändert sich nichts. 
Diese legen ihre Arbeitsunfä-

higkeitsbescheinigungen nach wie vor auf Papier bei ihrem 
Arbeitgeber beziehungsweise der lohnabrechnenden Stelle 
vor. 
Auch AU-Bescheinigungen aus dem Ausland und sonstige 
AU-Bescheinigungen, beispielsweise von Privatärzten, bei 
Kind krank, bei stufenweiser Wiedereingliederung, bei Reha-
bilitationsleistungen oder bei einem Beschäftigungsverbot, 
sind nicht Teil des elektronischen Verfahrens. 

Unterstützungsangebote
Wir haben alles rund um die elektronische Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung auf einer Landingpage für Sie gesam-
melt. Hier finden Sie Hintergrundinformationen, kurze Hilfe-
Videos, Anleitungen und auch Weiterbildungen: 
www.datev.de/eau-abruf

eAU | Seit 1. Januar 2023 müssen die Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen 
gesetzlich versicherter Arbeitnehmer elektronisch von den Ärzten bei den 
Krankenkassen eingereicht werden. Über die DATEV-Lohnprogramme können 
Sie die eAU-Daten für die Lohnabrechnung abrufen. 
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AOK LKK BKK IKK VdAK AEV Knappschaft

Name, Vorname des Versicherten

Kassen-Nr.

Vertragsarzt-Nr.

Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung

Erstbescheinigung

Arbeitsunfall, Arbeitsunfall-
folgen, Berufskrankheit

Folgebescheinigung

Dem Durchgangsarzt 
zugewiesen

Arbeitsunfähig seit

Voraussichtlich arbeitsunfähig bis 
einschließlich

Festgestellt am

https://www.datev.de/hilfe/1023530
https://www.datev.de/hilfe/1001177
https://www.datev.de/eau-abruf
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MARINA EIBL

Master of Science, 
Steuerberaterin, 
Gründerin und 
Geschäftsführerin der 
Life Steuerberatungs­
gesellschaft in Berlin
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Mit Marina Eibl zu sprechen, ist erfrischend. Die Steuerberaterin hat den Schritt in die 
Selbstständigkeit vor dreieinhalb Jahren keine Sekunde bereut. 29 Jahre jung war sie 

da. „Eigentlich gab es für mich dazu nie eine ernsthafte Alternative. Meine eigene Chefin zu 
sein, meine Vision einer modernen Steuerberatung zu verwirklichen, das treibt mich an.“

Rasantes Wachstum – dank Digitalisierung …

Ihre Kanzlei ist inzwischen so schnell gewachsen, dass sie jetzt erst einmal den Fuß vom 
Gas nehmen muss. 15 Kolleginnen und Kollegen, das markiert für sie die Grenze, oberhalb 
derer sie eine Personalmanagementebene einziehen müsste, und das bedarf einer gewis-
sen Vorbereitungszeit. Wie gelang es ihr in Zeiten grassierenden Fachkräftemangels, Mit-
arbeiter zu gewinnen? Die Antwort und zugleich der Schlüssel eigentlich zu allem, was 
ihre Kanzlei, die Life Steuerberatung, ausmacht, ist die konsequente Digitalisierung: „Es 
gab einige alte Kontakte“, so Marina Eibl, „aber tatsächlich werden eher wir online gefun-
den, als dass wir suchen. Ein USP ist die maximale Flexibilität, die wir bieten, meine Mit-

Visionäre 
Unternehmerin
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Meine eigene Chefin 
zu sein, meine Vision 

einer modernen  
Steuerberatung zu 
verwirklichen, das 

treibt mich an.

arbeiter arbeiten überwiegend im Homeoffice und leben zwischen Bremerhaven und 
Kempten – das war auch schon vor Corona so. Wir kommen zweimal im Jahr zum Betriebs-
ausflug und zur Weihnachtsfeier zusammen. Feste Arbeitszeiten kennen wir nicht, es gibt 
keinen Präsentismus und keinen Dress-Code, dafür eine hohe Motivation für selbstständi-
ges Arbeiten. In Berlin haben wir gerade mal vier Arbeitsplätze, vorwiegend für Azubis.“

… und Vertrauen in die Mitarbeiter

Funktionieren kann dies natürlich nur auf der Grundlage von Vertrauen auf der einen und 
Selbstdisziplin auf der anderen Seite. Alle Mitarbeiter müssen sich so organisieren, dass 
sie für die von ihnen betreuten Mandanten ansprechbar sind, telefonische Erreichbarkeit 
ist ein Muss. Klar ist: Die Arbeit muss selbstverständlich erledigt, Fristen und Termine 

müssen eingehalten werden. Jede Woche gibt es eine Videokonfe-
renz, bei der sich alle zunächst 20 Minuten in Abwesenheit der Che-
fin austauschen können. Marina Eibl schaltet sich jeweils erst später 
zu, der freimütige Dialog im Plenum unter den Angestellten ist nicht 
nur möglich, sondern gewünscht. 

Die Mandantschaft zieht mit

Was für die Mitarbeiter gilt, gilt in einem wesentlichen Punkt auch für 
die Mandantschaft. Auch sie ist über ganz Deutschland verteilt und 
auch sie ist vollständig digitalisiert, ja, muss es sein. Mandate von Un-
ternehmen oder Privatpersonen, die da nicht mittun wollen oder kön-

nen, werden abgelehnt, auch der üblicherweise gepflegte Kontakt zu den Mandanten von 
Angesicht zu Angesicht ist selten. Viele von ihnen kennt Marina Eibl nur über Videokonfe-
renzen. Aber auch dies funktioniert bestens, denn wie sie selbst ist auch ihre Mandantschaft 
auf digitale Effizienz eingeschworen: Eine junge Unternehmergeneration, der Funktionalität 
wichtiger ist als Repräsentation, will es genau so. Die Kanzleiräume wären im Übrigen auch 
ungeeignet, um Mandanten angemessen zu empfangen. Was unter anderen Umständen also 
ein Handicap wäre, wird hier zum USP. Dass darum die Mandantenbetreuung keineswegs 
unpersönlich ist, dafür sorgt der rege gepflegte Austausch über Telefon und andere Kanäle, 
und nicht zuletzt strahlt auch das gute Arbeitsklima der Kanzlei auf die Mandanten ab. „Die 
Kontaktsperre durch Corona“, sagt Marina Eibl, „war hier ein Innovationstreiber. Da wir 
möglichst alle Fragen mit den Mandanten sofort telefonisch oder per Video klären, wird 
nichts aufgeschoben bis zu einem nächsten Treffen – und geht dann womöglich unter.“
Und wie arbeitet Marina Eibl selbst? Die Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur Automati-
sierung und Prozessoptimierung steht für die einstige IT-Projektmanagerin (die Steuerbe-
ratung kam erst später) ganz oben. Sobald etwas zweimal geschrieben, getan, durchdacht 
werden muss, gibt es ab dem dritten Mal eine Vorlage oder eine Best Practice. Kaum mög-
lich ist bei ihrem Arbeitsstil allerdings eine klare Trennung zwischen Arbeit und Freizeit. 
Urlaub und Ausgleich sind der überaus reisefreudigen Marina Eibl sehr wichtig, aber ihr 
Notebook ist immer dabei, Internet-Konnektivität ist unverzichtbar, um die wichtigsten An-
fragen zu bearbeiten. Für Reisen kommen daher vorzugsweise Orte mit permanentem 
Netzzugang infrage, gleich ob zu Land oder zu Wasser. Dennoch ist für Marina Eibl ganz 
klar: „Ich liebe es, die Welt zu erkunden! Der gesamte Betrieb in der Kanzlei muss sich dem 
Leben, meinen und den Bedürfnissen aller Mitarbeiter anpassen, nicht umgekehrt.“ 
Und die Zukunft? „Da spielt mein Bauchgefühl eine große Rolle. Vor dreieinhalb Jahren 
hatte ich noch keine Ahnung, wo wir heute stehen würden, wo wir in weiteren dreieinhalb 
Jahren stehen werden: Wer weiß?“  ●

CARSTEN SEEBASS

Redaktion DATEV magazin



Verpflichtend ab 2023: das besondere elektronische
Steuerberaterpostfach der BStBK. Infos unter datev.de/best

FÜR DIE INDIVIDUELLE BERATUNG.

SIE UNTERSTÜTZEN BEI

UNTERNEHMERISCHEN ENTSCHEIDUNGEN. 

WIR VERSCHAFFEN IHNEN DIE FREIRÄUME 

Beraten Sie Ihre Mandantinnen und Mandanten auch über das  
normale Kanzleigeschäft hinaus. Mit durchdachten Softwarelösungen,  
umfassendem Branchenwissen und digitalem Know-how steht DATEV  
verlässlich an Ihrer Seite.
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